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Im Juni 1954 haben 47 Bürgermeister mit der
Unterstützung von Südtiroler Vertretern im Parla-
ment und im Regionalrat den Gemeindenverband
gegründet. Aus Anlass zum 50-Jahre-Jubiläum
wird die vorliegende Festschrift herausgegeben mit
der Absicht, auf die vergangenen 50 Jahre zurück-
zuschauen, sich zu erinnern, was in diesem Zeitab-
schnitt alles erreicht wurde und aufzuzeigen, wel-
che Entwicklung die Südtiroler Gemeinden ge-
nommen haben.
Das Redaktionskomitee der Festschrift mit dem
Koordinator Dr. Heinrich Kofler hat sich zum Ziel
gesetzt, die ersten 50 Jahre des Südtiroler Gemein-
denverbandes von verschiedenen Blickwinkeln aus
zu beleuchten. In einem geschichtlichen Rück-
blick wird die Situation der Gemeinden unter dem
Faschismus beschrieben. Ein wissenschaftlicher
Beitrag zeigt die Entwicklung der Gemeindeauto-
nomie in der italienischen Verfassung auf. Die
Satzung des Verbandes und die wichtigsten Abän-
derungen werden näher beschrieben. Dabei lässt
sich mitverfolgen, wie sich die Organe geändert
haben und wie im Laufe der Jahre die Aktivitäten
immer stärker ausgebaut wurden. Ein Beitrag be-
fasst sich mit dem Ausbau des Dienstleistungs-
angebots im Gemeindenverband.
Die Kernfragen mit denen sich der Verband kon-
tinuierlich auseinanderzusetzen hatte, betrafen

und betreffen auch noch heute die Gemeinde-
selbstverwaltung und die Lokalfinanzen. In beiden
Bereichen hängen die Gemeinden vom Land Süd-
tirol ab. Der Gemeindenverband ist daher stets ge-
fordert, mit dem Land jene Absprachen zu treffen,
welche eine gute und selbstständige Verwaltung
auf Gemeindeebene gewährleisten.
Die Festschrift enthält weiters einige Gedanken
über die Zukunftsperspektiven des Gemeinden-
verbandes und seiner Mitglieder.
Zu Wort kommen auch die Bürgermeister der la-
dinischen und der italienischen Sprachgruppe.
Letztere haben im Gemeindenverband erst vor
kurzem eine angemessene Vertretung erhalten.
In weiteren Beiträgen wird die Rolle des Gemein-
denverbandes aus der Sicht eines Gemeindever-
walters, der Bezirksgemeinschaften, des Konsor-
tiums WEG und des Verbandes der Gemeinde-
sekretäre Südtirols beschrieben.
Das Bild wird mit einigen Tabellen über die Bür-
germeister und die Mitglieder in den Gremien des
Gemeindenverbandes abgerundet.

Den Autoren der einzelnen Beiträge sei für ihre
wertvolle Mitarbeit herzlich gedankt.
Wir hoffen, dass der Südtiroler Gemeindenver-
band auch in Zukunft für die Lokalkörperschaften
eine bedeutende Rolle spielen kann.
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Vorwort

DER GESCHÄFTSFÜHRER DER PRÄSIDENT
Dr. Benedikt Galler Franz Alber
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Das Jahr 1954 war für
Südtirols Gemeinden ein
besonderes Jahr: Mit der
Gründung des Südtiroler
Gemeindenverbandes er-
hielten diese erstmals eine
eigene Interessensvertre-
tung. Heuer, fünf Jahr-
zehnte später, feiert der

Südtiroler Gemeindenverband das 50. Jahr
seiner Gründung.
Ich übermittle meine herzlichsten Grüße und
besten Wünsche zum runden Jubiläum! 
Gerne gebe ich den Verantwortlichen und
Mitgliedern des Jubelverbandes zu diesem be-
sonderen Anlass ein Grußwort mit auf den
Weg. Es ist meines Erachtens nämlich ein stol-
zer und freudiger Anlass, der es verdient, be-
sonders gefeiert und gewürdigt zu werden.
Im Laufe der vergangenen 50 Jahre haben sich
die Aufgaben und Zielsetzungen des Südtiro-
ler Gemeindenverbandes aufgrund der
durchgreifenden Veränderungen in der Gesell-
schaft, vor allem aber auch infolge der auto-
nomie-politischen Entwicklungen in unserem
Land  sehr gewandelt und erweitert.
Einer der Schwerpunkte der Verbandsarbeit
von damals und heute war und ist das Bün-

deln der Gemeindeinteressen und das Vertre-
ten derselben gegenüber den diversen Institu-
tionen wie Land, Region und Staatsämter.
Effizient und mit der nötigen Schlagkraft ver-
treten hat der Verband seine Mitgliedsge-
meinden in den vergangenen Jahrzehnten bei-
spielsweise bei den Verhandlungen um die Fi-
nanzierung derselben, außerdem als Vertreter
der Gemeinden und Bezirksgemeinschaften in
deren Funktion als Arbeitsgeber der Bedien-
steten bei den Verhandlungen um die Kol-
lektivverträge. Außerdem bietet der Verband
den Mitgliedsgemeinden schon lange kompe-
tente und unverzichtbare Dienstleistungen an.
Besonderes Anliegen der vergangenen Jahre
war den Verantwortlichen des Jubelverbandes
vor allem auch die Stärkung der Gemeinde-
autonomie. Mit der Übernahme von zusätzli-
chen Zuständigkeiten in den Bereichen Ur-
banistik, Gastgewerbe, Soziales, Enteignungen
haben die Mitglieder des Verbandes immer
wieder größte Eigenverantwortlichkeit bewie-
sen. 
Schließlich hat der Südtiroler Gemeindenver-
band im abgelaufenen Jahr mit der Einrich-
tung des sogenannten Rates der Gemeinden
eine weitere Aufwertung erfahren. Laut Gesetz
wird der Rat der Gemeinden zu den im Land-

Grußwort
des Landeshauptmanns
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tag eingebrachten Gesetzentwürfen und zu
den Entwürfen von Verordnungen und Ver-
waltungsakten angehört, die eigene oder dele-
gierte Zuständigkeitsbereiche der Gemeinden
betreffen.
So geht der anstehende Geburtstag des Süd-
tiroler Gemeindenverbandes alle an, die sich
den Gemeinden in Südtirol verbunden füh-
len.

Auf dass der Südtiroler Gemeindenverband
auch in Zukunft seine Aufgaben im Dienste
seiner Mitgliedsgemeinden und somit im
Dienste der Bürgerinnen und Bürger Südtirols
erfüllen möge, wünschen wir den Verantwort-
lichen und den Mitgliedern weiterhin viel Er-
folg. Auf eine gute Zusammenarbeit!

Dr. Luis Durnwalder



6

5 0  J A H R E

Der Südtiroler Gemein-
denverband feiert ein gol-
denes Jubiläum – vor 50
Jahren schlossen sich die
Südtiroler Gemeinden zu
einer Interessensvertre-
tung zusammen. Dabei
stand das Wohl der Bür-
ger immer im Mittel-

punkt. Schließlich geschieht der Kontakt mit
dem Bürger am unmittelbarsten auf Gemein-
deebene.
Wir alle wissen, dass die Aufgaben der Ge-
meinden gerade in den letzten Jahren enorm
zugenommen haben und es alles andere als
leicht ist, dieser Aufgabenstellung in der tägli-
chen Arbeit gerecht zu werden. Um so wichti-
ger ist es, dass die Bürgermeister und die Ge-
meinden im Südtiroler Gemeindenverband
eine kompetente Vertretung, eine funktionie-
rende Serviceeinrichtung und damit einen ver-
lässlichen Ansprechpartner haben.
Der Südtiroler Gemeindenverband hat sich
auf Landesebene als wichtiger und kritischer
Partner bewährt, der mithilft, vieles auf

Landesebene so zu gestalten, dass es letztlich
für die Bürger verständlich und in den
Gemeinden vollziehbar und umsetzbar ist.
Schließlich sind die Gemeinden die Basis für
die langfristige Sicherung unseres Lebens-
raumes.
Hervorheben möchte ich an dieser Stelle die
freundschaftlichen Verbindungen, die sowohl
die Verbände als auch Gemeinden und Bür-
germeister nördlich und südlich des Brenners
seit vielen Jahren miteinander pflegen und
hegen.
In diesem Sinne spreche ich dem Präsidenten
des Südtiroler Gemeindenverbandes, Bürger-
meister Franz Alber, all seinen Vorgängern,
allen Funktionären sowie dem Geschäftsfüh-
rer Dr. Benedikt Galler und allen Mitarbeitern
durch die Zeit meinen Dank für die gute
Zusammenarbeit und die freundschaftlichen
Begegnungen aus, verbunden mit allen guten
Wünschen zum 50jährigen Jubiläum und ver-
bleibe als

Euer Hubert Rauch
Präsident des Tiroler Gemeindeverbandes

Grußwort des Präsidenten
des Tiroler Gemeindeverbandes
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Die Gemeinde als
autonomer Selbstverwaltungskörper

von Altbgm. Dr. Heinrich Kofler

Der Südtiroler Gemeindenverband feiert im
Jahre 2004 sein 50-jähriges Bestehen. Analog
zum Leben eines Menschen ist damit ein
Zeitpunkt erreicht worden, an welchem ein
Innehalten zu einer kurzen Besinnung mit
einem Blick in die eigene Vergangenheit ange-
sagt ist. Somit soll hier kurz versucht werden,
auf die Vorgeschichte unserer heutigen Ge-
meindestrukturen zurückzuschauen, um den
Weg zu überblicken, der unsere Gemeinden
aus der Vergangenheit in die Gegenwart
geführt hat. Soviel zu einer grundsätzlichen
existenziellen Selbstreflektion. Die übrigen
Beiträge zu dieser Jubiläumsschrift werden
sich mit konkreten, aktuellen Gegenwarts-
problemen unserer Gemeinden und ihres
Verbandes befassen. So haben die vorliegen-
den Überlegungen den Charakter eines
Vorspanns oder einer Einführung.

Als moderne Demokraten und Föderalisten
sehen wir den Aufbau des Gemeinwesens in
unserer Gesellschaft von „unten” nach „oben”
und nicht von „oben” nach „unten”; wenn In-
dividuum, Familie, Gemeinde und Land –
Provinz oder Region als Aufbau- oder Struk-
turelemente unseres modernen Staatswesen
gelten, so erwächst diese Strukturierung der

Gesellschaft aus sub-
sidiärer Perspektive
bzw. aus der des Sub-
sidiaritätsprinzips,
wonach der Kom-
petenzbereich und
die Autonomie der
jeweiligen, kleineren
primären Struktur
ureigen sind und
nicht als Teildelegie-
rung von „oben”

konzipiert werden dürfen. Wie dem Indi-
viduum so steht auch Familie und Gemeinde
wie Ländern oder Regionen „Selbstverwal-
tung” im Sinne von Selbstentfaltung natur-
rechtlich und von ihrem Wesen her zu und
nicht erst sekundär gleichsam als „Gnaden-
gabe” von „oben” im Sinne von Kompetenz-
delegierung. Ein föderales Gesellschaftswesen
baut sich aus seinen Grundelementen auf, die
„vor” dem Staate gegeben sind und sich nicht
erst aus diesem herleiten. 
Nur aus solcher Perspektive erscheint die Au-
tonomie der Gemeinde als naturrechtliche
Gegebenheit, nicht als eine von der mächtige-
ren übergeordneten Struktur gewährte und
daher jederzeit widerrufbare oder zumindest

Josef Ennemoser, Bgm. Moos in
Passeier und Ehrenzeichenträger
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beschneidbare Rechtsdelegierung. Erst wo die
Möglichkeiten der Selbstentfaltung und des
autonomen politischen und administrativen
Handelns der Gemeinde nicht ausreichen, um
das „bonum comune” zu gewährleisten, also
das Allgemeinwohl zu realisieren, ist die über-
geordnete politische Struktur oder Instanz in
den Gestalten von Land, Region oder Staat
berufen und befugt, aber auch verpflichtet, er-
gänzend einzugreifen. 
Folgerichtig wird daher im deutschen Staats-
lexikon die Gemeinde als „eine dem Staat ein-
gegliederte”, nicht aus diesem herausgeformte,
„Gebietskörperschaft mit Selbstverwaltung”
bezeichnet, die ihr wesentliches Merkmal ist,
„durch eigene gewählte Organe, die im eige-
nen Namen alle Angelegenheiten der örtlichen
Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eige-
ner Verantwortung regelt.” Sie stellt die
unmittelbarste örtliche Volksvertretung dar,
mit Gebietshoheit und Allseitigkeit des
Wirkungskreises. Sie ist die „engste, volks-
nächste politische Einheit im gebietskörper-
schaftlich strukturierten Aufbau der politi-
schen Gesellschaft”. Ihre öffentliche Verwal-
tung ist also nicht mittelbare Staatsverwaltung
oder Landesverwaltung, sondern bürgerschaft-
liche Selbstverwaltung, lediglich unter „Auf-
sicht von Staat und Ländern”, nicht unter de-
ren Lenkung. Mit einem Wort die Gemeinde
ist „Trägerin des politischen Prinzips der kom-
munalen Selbstverwaltung”.
Gleichzeitig ist die Gemeinde aber auch
„Grundlage und Glied des demokratischen
Staates” und dient so dem „Aufbau des Staates
von unten nach oben und als solche ist sie die
Grundlage demokratischen Lebens und Han-

delns im demokratischen
Staate”.
Als elementares Organ
politischer Selbstverwal-
tung im Staate über-
nimmt die Gemeinde in
einem zweiten Aufbau-
element auch delegierte
Aufgaben des Staates

und/oder der Länder, da diese in vielen Be-
reichen nur über die Struktur der Gemeinde
an die Bürger heranzutreten, mit diesen zu
kommunizieren und über diese die Bürger in
das Staatswesen  zu integrieren vermögen. Um
diesem delegierten Bereich gerecht werden zu
können, ist die Gemeinde auf entsprechende
übergeordnete Finanzierungsstrukturen ange-
wiesen und hat ein Anrecht darauf, dafür
schadlos gehalten zu werden. Im Sinne der
Subsidiarität stehen der Gemeinde aber auch
als Selbstverwaltungsorgan die aus der Bür-
gerschaft eingehobenen, öffentlichen Subsi-
stenzmittel im Rahmen einer geregelten Fi-
nanzierungsgesetzgebung zu; es wäre eine
„verkehrte Welt”, die Gemeinde in der Er-
füllung ihrer originären Aufgaben zum „Gna-
denbrot-Empfänger” der übergeordneten poli-
tischen Instanzen herabzuwürdigen. 
Soweit einige Überlegungen zum grundsätzli-
chen Wesensverständnis von politischer Ge-
meinde.

Geschichtlich ist die moderne Gemeinde im
mitteleuropäischen Raum aus recht unter-
schiedlichen Vorstrukturen hervorgegangen,
aus freien wie unfreien Dörfern, Weilern,
Nachbarschaften, Märkten und Städten, deren

Johann Bacher, Bgm. Pfitsch
und Ehrenzeichenträger



Handlungsfreiheit im Laufe der Geschichte
durch Maßnahmen von „oben” mehr und
mehr eingeschränkt worden ist. „Grund-
herrliche und landesherrliche Beschränkung
haben die kommunale Verwaltung am Ende
des 18. Jahrhunderts oft in ihren einst frei-
heitlichen Errungenschaften verkümmern las-
sen” (Staatslexikon 1986, II, S. 823), was oft
eine „Lähmung jeglicher Selbstverantwortung
in den zu öffentlichen Anstalten -  zu Hand-
langern von Ländern oder Staaten – degra-
dierten Gemeinden” zur Folge hatte.
Auch in Österreich wurde das Gemeinwesen
nach dem langen Kompetenzabbau im 18.
Jahrhundert durch die Zentralisierung des
Staatsapparates im Zuge einer gesamtstaatli-
chen Verwaltungsreform erst dank der Revo-
lution von 1848 durch das „provisorische Ge-
meindegesetz” von 1849 wieder zu einem
weitgehend autonomen Selbstverwaltungs-
körper. In diesem Gesetz findet sich die pro-
grammatische Erklärung: „Die Grundfeste des
freien Staates ist die freie Gemeinde”. 
Das Autonomieverständnis der Gemeinde ist
im Laufe der Geschichte immer wieder vom
Staatsverständnis der jeweiligen Epoche bzw.
von der Herrschaftsstruktur konditioniert
worden, ob ein Staat sich als föderativ oder als
zentralistisch verstanden hat. Gerade im Laufe
des 20. Jahrhunderts haben wir Mitteleuro-
päer solche „Wechselbäder” unterschiedlichen
Staatsverständnisses am eigenen Leibe erlebt,
so etwa in dem nun siebzig Jahre zurücklie-
genden österreichischen Ständestaat wie im
nationalsozialistischen Staatsverständnis nach
dem „Führerprinzip”. Eine in der eigenen Lan-
desgeschichte nie zu vergessende Phase extre-
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mer Zentralstaatlichkeit haben die Südtiroler
Gemeinden unter der zwanzigjährigen Herr-
schaft des Faschismus erfahren, wovon noch
die Rede sein soll. 
Das Gemeindeverständnis als politischer
Selbstverwaltungskörper ist also stets der Ge-
fahr ausgesetzt, von übergeordneten politi-
schen Strukturen – Staat oder Ländern –
„absorbiert” und in seinen Kompetenzen be-
schnitten zu werden. Je zentraler aus wirt-
schaftlichen Rationalisierungsgründen bzw.
Funktionalität heraus die Finanzgebarung der
übergeordneten Körperschaften von Staat und
Land operieren, d.h. je stärker die finanzielle
Abhängigkeit der Gemeinde von Staat oder
Land wird, umso mehr ist ihre Funktion als
Selbstverwaltungskörper gefährdet. Stete
Wachsamkeit und Wehrsamkeit ist und bleibt
daher eine fundamentale Forderung der Ge-
meinden und ihrer Verbände. 
Diese Grundforderung ist auch in der öster-

Landeshauptmann Dr. Ing. Alois Pupp (stehend)
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reichischen Gemeindeverfassungsnovelle von
1962 festgehalten, indem drei Aspekte unmis-
sverständlich präzisiert werden, nämlich ein

Minimum an Kompetenzen der Gemeinden
zu respektieren, den eigenen autonomen Wir-
kungsbereich der Gemeinden gegen Angriffe
von „oben” zu schützen und der Gemeinde die
Möglichkeit einzuräumen, sich bei Rechts-
verletzungen über den Rechtsweg verteidigen
zu können. Ein besonderes Anliegen, dessen
man sich mehr und mehr bewusst wurde, ist
die seit 1965 erfolgte „Neuregelung einer star-
ken Bürgerbeteiligung, sowie eine vermehrte
Mitsprache und Kontrolle durch die Minder-
heiten in der Gemeindevertretung”. Dieses
Anliegen darf durchaus auch für Südtirol als
aktuell in Anspruch genommen werden und
bleibt auch für die Zukunft unserer Ge-
meinden eine unverzichtbare Grundforderung
im Interesse einer echten und dauerhaften De-
mokratie. 

Landeshauptmann Dr. Karl Erckert (links) mit Dr. Luigi Negri,
Landtagspräsident in der zweiten Amtsperiode der 1. Legislatur
(1951 -1952)
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Nach jahrzehntelangem Schweigen hat man in
Italien erst in den letzten Jahren begonnen,
auf wissenschaftlicher Ebene die „Geschichte”
der Gemeinden unter dem Regime des
Faschismus aufzuarbeiten, und auch in Süd-
tirol bleibt diesbezüglich noch einiges zu tun
übrig; erst wenige wissenschaftliche Arbeiten
sind darüber in jüngster Zeit erschienen. Eine
bemerkenswerte Arbeit Südtirol betreffend ist
wohl jene von Andrea di Michele, der mit sei-
ner Publikation „L’ italianizzazione imperfetta.
L’ amministrazione pubblica dell’ Alto Adige
tra Italia liberale e fascismo” berechtigterweise
breite Aufmerksamkeit erfahren hat (Vgl.
auch: Faschismus in der Provinz – Fascismo in
provincia, Bozen 2000).

1. „Ruhe vor dem Sturm”

Nach dem Friedensdiktat von Saint Germain
mit der Annexion Südtirols an das Königreich
Italien im Jahre 1919 konnten die Südtiroler
Gemeinden zunächst für einige Jahre nach
den Modalitäten weiterarbeiten, wie sie es
noch aus der österreichischen Zeit her ge-
wohnt waren, wobei sich die militärischen Be-
satzungsbehörden zunächst nur ein Kontroll-

und Überwachungsrecht herausnahmen. Hat-
te König Viktor Emanuel III. doch geltend
gemacht, Italien sei ein liberales Land, weshalb
es keiner besonderen Garantie bedürfe, um die
neue deutschsprechende Minderheit im
annektierten Südtirol kulturell und sprachlich
zu schützen. 
So wurden auch im „Friedensvertrag” keine
entsprechenden Schutzklauseln eingebaut.
Wenn man zum Beispiel die Sitzungsproto-
kolle der Gemeinde Schlanders aus der Zeit
zwischen 1918 und 1921 überprüft, so finden
sich dort kaum Auswirkungen der neuen poli-
tischen Situation verzeichnet, weder formal
noch inhaltlich. 
Dennoch begannen bereits im Herbst 1919
auch in Südtirol erste Auftritte faschistischer
Schlägertrupps, die es vor allem auf Gemein-
de- und Parteisitze sowie auf konsumgenos-
senschaftliche Sitze der sozialistischen Partei
und der „Popolari” abgesehen hatten, diese oft
zerstörten und zur Auflösung zwangen.
Verstärkt setzten diese raubtierartigen Überfäl-
le von faschistischen „Squadristen” dann seit
dem Jahre 1921 ein, und zwar auch in
Südtirol. Mehr und mehr kam es seither zu
gewaltsamen Absetzungen von Bürgermeis-
tern und ganzen Gemeinderäten. Das waren

Die Südtiroler Gemeinden
unter dem Liktoren-Bündel (1922 – 1943)

von Altbgm. Dr. Heinrich Kofler 
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zwar Vorgänge außerhalb
jeder Gesetzlichkeit, die
allerdings von den staatli-
chen Sicherheitsbehörden
stillschweigend geduldet
wurden. 
Der eigentliche totale
Wechsel im gesamten Ge-
meindewesen in Südtirol

kam – wie übrigens in ganz Italien – mit dem
Jahr 1926, mit der gesetzlichen Einführung
der faschistischen Amtsbürgermeister, der
sogenannten „Podestà” und der totalen
Zentralisierung der peripheren Verwaltungs-
strukturen. 

2. Ein perverses Gesetz
absoluter Zentralisierung

Das Gesetz Nr. 237 vom 4. Februar 1926 sah
die Einführung von Amtsbürgermeistern, also
Podestà, in allen Gemeinden mit weniger als
5.000 Einwohnern vor, mit gleichzeitiger
Absetzung der bisherigen von den Bürgern frei
gewählten Bürgermeister und der Auflösung
der Gemeinderäte. Von diesem Gesetz war
natürlich die Mehrheit der Gemeinden im
gesamten Staatsgebiet betroffen. Nach Art. 2
des königlichen Dekretes Nr. 765 vom 15.
April 1926 kamen zu den genannten Ge-
meinden noch jene hinzu, die als „stazione di
cura, di soggiorno o di turismo” galten, also
sogenannte Kur-, Erholungs- und Tourismus-
Gemeinden auch mit mehr als 5.000 Ein-
wohnern. Gleichsam als „dritter Akt” in die-
sem politischen „Drama” der Zerstörung  der

autonomen Gemeindeverwaltungen und ihrer
Ersetzung durch ein zentralistisches Amtsbür-
germeister-System folgte schließlich am 3. Sep-
tember 1926 das Gesetz Nr. 1910, das die
Einführung des „ordinamento podestarile”,
also des Amtsbürgermeister-Systems in allen
Gemeinden des Königreiches vorsah, ohne
irgendwelche Ausnahme.
Wodurch war nun dieses autoritäre und zen-
tralistische Gemeindeverwaltungssystem ge-
kennzeichnet und welches waren die fachli-
chen und politischen Vorraussetzungen für die
Berufung eines Staatsbürgers zum Podestà
einer Gemeinde? Noch wichtiger ist die Frage,
wie die konkrete Praxis der Bestellung und des
politischen und administrativen Wirkens die-
ser Amtsbürgermeister in den Südtiroler Ge-
meinden war.
Das erwähnte Gesetz vom 4. Februar 1926,
Nr. 237, sieht vor, dass die Ernennung der
Amtsbürgermeister mit königlichem Dekret
zu erfolgen habe, d. h. konkret von Seiten des
Innenministeriums über Vorschlag des jeweili-
gen Provinzpräfekten. Kompetenzmäßig wur-
den dem Amtsbürgermeister sämtliche Zu-
ständigkeiten übertragen, die bis dahin der
gewählte Bürgermeister, das Gremium des Ge-
meindeausschusses und der Gemeinderat
innehatten.  Der Podestà konzentrierte also in
seiner Person jegliche Kompetenz, die es in der
Gemeinde auszuüben gab, er ersetzte die bis-
herigen Gemeinderatsbeschlüsse, die Beschlü-
se des Gemeindeausschusses sowie natürlich
auch die Kontrolle über das eigene Handeln.
Opposition konnte es nicht mehr geben. Der
Amtsbürgermeister war keinem Wählervolk
gegenüber verantwortlich, eine Verantwort-

Abg. Dr. Karl Tinzl,
einer der Gründerväter
des Gemeindenverbandes
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lichkeit gab es nur gegenüber dem Provinz-
präfekten, der das einzige Kontrollorgan war
und diesbezüglich auch die letzte Instanz des
Innenministeriums vertrat. 
Fakultativ – nicht obligatorisch – konnte sich
der Podestà nach freiem Ermessen eine soge-
nannte „Consulta”, also eine Art „Beirat” zule-
gen, der ihn beraten konnte, falls der Podestà
Interesse oder Bedürfnis danach haben sollte,
er war jedoch in seinen Entscheidungen in
keiner Weise an den Rat dieser „Consulta”
gebunden. Die meisten Podestà haben sich
zum Scheine oder zur Beruhigung der Be-
völkerung einen solchen Beirat von einem hal-
ben bis einem Dutzend Bürgern zugelegt, die
einzelnen Personen jedoch so ausgewählt, dass
es sich meist nur um „Kriechvolk”, um so-
genannte „burrattini” handelte, d. h. um
Bürger, die den Podestà umschmeichelten, oft
auch um eigene Vorteile daraus zu schlagen
und somit kaum den Interessen des Gemein-
devolkes dienten. Lediglich für Gemeinden
mit über 20.000 Einwohnern wurde nachträg-
lich per Gesetz die Ernennung einer „Consul-
ta” obligatorisch gemacht, wobei  sich an der
ineffizienten Scheinfunktion derselben nichts
ändern sollte. 

3. „Krieger” als Verwalter?

Welche gesetzlichen Voraussetzungen mussten
nun die Personen aufweisen, die für eine
Ernennung zum Podestà in Frage kamen?
Das Gesetz vom 4. Februar 1926 sieht Folgen-
des vor: ein Amtsbürgermeister-Kandidat
musste ein volljähriger italienischer Staatsbü-

ger sein, ein „weißes” Strafregister aufweisen
und im Besitz eines Reifezeugnisses irgendei-
ner höheren Schule sein. Von letzterem Re-
quisit war befreit, wer nachweisen konnte,
dass er in der Eigenschaft eines Offiziers oder
Unteroffiziers am „Großen Krieg” 1915-1918
teilgenommen hatte; eventuelle Kriegsaus-
zeichnungen galten als besondere Empfehlung
– oder wenn er bereits vor seiner Ernennung
gewählter Bürgermeister oder Gemeinde-
sekretär in einer Gemeinde des Reiches gewe-
sen war; später wurden auch Bürgermeister-
stellvertreter in die Kandidatenliste mit einbe-
zogen. Als grotesk und beinahe erheiternd
kann die Bestimmung gelten, die von den
Bürgermeisterkandidaten verlangt wurde,
nämlich dass sie verheiratet sein mussten oder
zumindest sich verpflichten mussten, inner-
halb kürzester Zeit nach Amtsantritt zu heira-
ten. Das hat in manchen Fällen sogar dazu
geführt, dass Podestà nach kurzer Amtszeit
wieder abtreten mussten, weil sie es nicht
schafften, innerhalb der vorgesehenen Frist zu
heiraten.
Die Tatsache, dass eine Person Kriegsteil-
nehmer mit höherer (Offizier) oder niederer
(Unteroffizier) Führungsfunktion gewesen
war, war für die neuen Machthaber ausrei-
chende Garantie dafür, dass dieselbe Person
auch fähig sei, eine Gemeinde zu führen.
Dieser Tatbestand bringt klar zum Ausdruck,
welch autoritäres und militaristisches Konzept
von Staat und Gesellschaft hinter dieser
Vorgangsweise stand. 

Welche Motivation stand bei dieser radikalen
Umgestaltung der gesamten öffentlichen Ver-
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waltung Pate? Neben einer unverantwortli-
chen Arroganz und einer nicht geringen
Portion politischer Naivität war auch eine
Prise Idealismus an der Wiege dieser politisch-
administrativen „Fehlgeburt”. Man ging einer-
seits von der konkreten Erfahrung der eigenen
lokal-politischen Praxis aus, dass nicht selten
vor allem kleinere Gemeinden von einem
gewissen „Klüngel”, einer mafiösen Lobby von
mächtigen, meist reichen  Leuten im Dorfe
oder in der Kleinstadt regiert wurden, und
zwar oft auf Dauer, die ihre eigenen Interessen
beziehungsweise die Interessen bestimmter
Kreise verfolgten und sicher nicht das
Gemeinwohl der Bevölkerung im Auge hat-
ten. Auf dem Lande waren dies meist die
Großgrundbesitzer, in den kleineren Städten
häufig Kaufleute, Bänkler, Unternehmer usw.,
auf jeden Fall die wohlhabenden
Besitzerschichten.
Nicht selten war das Bürgermeisteramt auch
Streit- und Zankobjekt zwischen diesen
Schichten, wobei das einfache Gemeindevolk
zumeist das Nachsehen hatte. 

4. Das Vorbild aus dem Mittelalter

Bereits im Hoch- und Spätmittelalter hatte es
vor allem in zahlreichen mittel- und oberitali-
enischen Städten solche Podestà gegeben, die
von außen berufen wurden, um frei zu sein
von den innergemeindlichen Streitereien, de-
nen alle Macht in der Gemeinde für eine be-
grenzte Zeitspanne übertragen wurde, um an-
geblich möglichst „objektiv” handeln zu kön-
nen. An diese Tradition wollte der Faschismus

wieder anknüpfen. Es wurde also das Ziel ver-
folgt, dass die neuen Amtsbürgermeister mög-
lichst unabhängig und unbeeinflusst von den
lokalen Interessengruppen und Machthabern
als qualifizierte Führungskräfte und erfahrene
Verwaltungspersonen möglichst sachlich die
Gemeinden verwalten und die Interessen der
Bevölkerung vertreten, vor allem aber auch
das Vertrauen der obersten politischen
Führung in Staat und Partei genießen und
deren Weisungen befolgen sollten. Allerdings
sollte in der Regel davon abgesehen werden,
diese Amtsbürgermeister von außen zu beru-
fen, wie es bei den oberitalienischen Städten
im Mittelalter der Fall gewesen war; man woll-
te im Faschismus auch sparsam verwalten;
daher sollten die Podestà möglichst aus der
örtlichen Bürgerschaft genommen werden,
und zwar solche Personen, die über einen aus-
reichenden Lebensstandard verfügten, damit
sie das Bürgermeisteramt „gratis”, also ohne
Amtsentschädigung ausüben konnten,  abge-
sehen lediglich von eventuellen „effektiven
Spesenvergütungen”. 

5. Teure „Gratis”-Verwalter

So sollte es im gesamten Staatsgebiet sein; nur
in Südtirol war die Situation nach Auffassung
des faschistischen Regimes eine völlig andere:
Hier gab es nach dessen Ansicht nicht genü-
gend politisch zuverlässige und zugleich admi-
nistrativ fähige Personen, die für eine Ernen-
nung zum Amtsbürgermeister in Frage ka-
men; die meisten Südtiroler galten ja als poli-
tisch unzuverlässig; auch gab es in den Dör-
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fern Südtirols kaum Personen, die auf italieni-
scher Seite im ersten Weltkrieg als Offiziere
oder Unteroffiziere gedient hatten. Deshalb
mussten für Südtirol die Podestà von „aus-
wärts” genommen werden; nicht selten waren
es Trentiner, in der Mehrzahl der Fälle jedoch
Personen aus dem gesamten Königreich bis
hinunter nach Sizilien. 

Ziel war es also, die alte „Garde” der liberalen
Führungsgruppen von einst abzulösen und
eine neue Generation von staats- und partei-
treuen Verwaltern heranzubilden, um das zen-
tralistische und parteigelenkte Staatsgebilde
bis hinaus in die äußersten Winkel des Landes
kapillar zu durchformen; der alten „Garde”
traute das neue Regime nicht. 
Wie bereits erwähnt, war die „gratuità dell’
incarico podestarile”, also die entschädigungs-
lose Amtsausübung durch die neuen Ge-
meindeverwalter, eines der Hauptziele dieser
politischen Wende, um den meist hochver-
schuldeten Gemeinden sparen zu helfen, in
denen die Verwaltung bis dahin den Großteil
des Haushaltes für die eigene Amtsent-
schädigung „auffraß”. 

Diese Zielsetzung mag auf den ersten Blick
wohl ideal anzusehen sein, ging jedoch völlig
an der Realität vorbei und konnte überhaupt
nicht durchgesetzt werden, und zwar nicht
nur in Südtirol, wo fast nur Podestà von aus-
wärts fungierten und daher eine Amtsent-
schädigung erhalten mussten, um überleben
zu können, sondern auch im übrigen Staats-
gebiet, wo sich die meisten Podestà die ihnen
vorenthaltene Amtsentschädigung auf dem

Umweg über weitüberzogene „Spesenverrech-
nungen” holten und dabei oft die Gemeinde-
kassen „plünderten”. 

6. Südtirol von
„Auswärtigen” regiert

Wie ist nun die Bestellung der Podestà in Süd-
tirol konkret vor sich gegangen und wer waren
im Normalfall die Kandidaten, die für diese
Funktion in Frage kamen bzw. sich um eine
solche bewarben?

Seit einiger Zeit zugängliche Unterlagen im
staatlichen Zentralarchiv in Rom (ACS) geben
darüber neben vielen Gemeindearchiven
beredte Auskunft. Es wurde bereits darauf hin-
gewiesen, dass in Südtirol bzw. in der Provinz
Bozen angeblich nicht Leute gefunden werden
konnten, die für eine Ernennung zum Podestà
in Frage kamen, sodass der weitaus größte Teil
von ihnen aus den alten Provinzen oder aus
dem Trentino geholt wurde.

Die deutschsprachige ansässige Bevölkerung
galt als politisch unzuverlässig, die Italiener
waren in den vielen Landgemeinden Südtirols
so gering an Zahl, dass auch aus ihnen nicht
genügend geeignete Personen genommen wer-
den konnten. Diesen Podestà, die von „aus-
wärts” kamen, musste natürlich eine Amtsent-
schädigung zuerkannt werden, die damals in
den 1920er- und 1930er-Jahren für die mei-
sten kleineren und mittleren Gemeinden mit
einem Betrag von etwa Lire 700 bis 1.000, in
größeren Gemeinden auch bis 1.200 festge-
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setzt wurde. Das Innenministerium musste in
Südtirol von der Gratuität der Amtsführung
absehen. Der Podestà von Bozen erhielt sogar
bis zu 2.400 Lire an Amtsentschädigung, jener
von Meran Lire 2.100, der Podestà von Brixen
Lire 1.200, die größeren Landgemeinde–Po-
destà - wie etwa in Kaltern, Eppan oder Schlan-
ders – Lire 1.000 und in kleineren Ortschaf-
ten – wie bereits erwähnt – um die 700 Lire. 
Da es nach dem I. Weltkrieg viele heimkeh-
rende bzw. abrüstende Offiziere gab, die oft
arbeits- und brotlos waren, war es gerade diese
Kategorie von Personen, die sich häufig um
ein Bürgermeisteramt bewarb, wurde sie doch
auch vom Gesetz her hiefür als besonders ge-
eignet erachtet, was zugleich eine Empfehlung
und Bevorzugung bedeutete. Meist handelte
es sich auch um Personen, die bereits sehr
früh, womöglich von der ersten Stunde an
(1919-1922) Mitglieder der faschistischen
Partei geworden waren. 

7. Zusammenlegung
von Gemeinden

Angesichts der großen Schwierigkeiten,  geeig-
nete Bürgermeisterkandidaten zu finden, aber
auch um Amtsentschädigungen, d. h. Ge-
meindegelder einzusparen, wurden bekannter-
maßen mit 1. Jänner 1928 in der Provinz
Bozen zahlreiche kleine Gemeinden mit Re-
gierungsdekret aufgehoben und größeren
Nachbargemeinden einverleibt, sodass die
Provinz Bozen im Jahre 1934 insgesamt nur
mehr 96 Gemeinden zählte. In den Jahren
zuvor hatte man sich damit geholfen, dass

einem und demselben Podestà oft zugleich
mehrere Gemeinden übertragen wurden.

Aus den Unterlagen des zentralen Staatsar-
chivs geht hervor, dass von diesen 96 Gemein-
den nicht weniger als 90 von „auswärtigen”
Podestà verwaltet wurden, die entschädigt
werden mussten. Das war also die „Realität” –
im Vergleich dazu in der Provinz Trient waren
es nur 44 von insgesamt 80. 

8. „Dableiber” als „letztes Aufgebot”

Erst gegen Ende des faschistischen Regimes, d.
h. in den ersten Kriegsjahren bis zur Absetzung
Mussolinis, also in der Zeit von 1940-1943,
gab es mehr und mehr „einheimische” Po-
destà, auch in Südtirol. Nachdem viele ehema-
lige Offiziere, die als Podestà tätig gewesen wa-
ren, aufgrund des Krieges erneut zum Militär-
dienst eingezogen wurden, musste man sich
anderweitig behelfen bei der „Rekrutierung”
der Amtsbürgermeister, und man begann

Johann Gamper, Bgm. Algund von 1945-1995, Präsident des
Aufsichtsrates und Ehrenzeichenträger
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mehr und mehr auf die wenigen „Dableiber”
also, „Italien-Optanten” in den Dörfern zu-
rückzugreifen, oft auch auf Personen, die nicht
im Besitze der Vorraussetzungen für das Amt
waren, wenn sie nur einigermaßen als politisch
zuverlässig galten. Sie sollten damit für ihre
„Italien-Treue” „prämiert” werden und konn-
ten zumindest die eine Bedingung erfüllen,
dass sie als ortsansässige Personen ohne Amts-
entschädigung ihre Funktion ausüben konn-
ten und damit der Gemeinde sparen halfen.
Nach und nach musste man der „Not am
Mann” gehorchen und konnte nicht mehr die
„Spielchen” weiterführen, die über ein Jahr-
zehnt die traurige Realität in der Gemeinde-
verwaltung kennzeichneten. Aus der nunmehr
einsehbaren Korrespondenz zwischen den
Präfekten Ricci und Mastromattei einerseits
und dem Innenministerium andererseits sowie
den zahlreichen vorhandenen Ansuchen um
einen Bürgermeister-Posten geht hervor, dass
sich ein regelrechter „Schwarzmarkt” um die
Zuweisung eines Amtsbürgermeister-Auftra-
ges entwickelt hat, eine „Freunderl- und Vet-

ternwirtschaft”, die meist auf Empfehlung,
Lügen und Vortäuschung von Voraussetzun-
gen fußten, um Personen ein einträgliches
„Pöstchen” zu verschaffen, die oft unschul-
diger- oder auch schuldigerweise arbeitslos
oder auch nur arbeitsunwillig waren und sich
eine Möglichkeit der Bereicherung auf Kosten
der lokalen, meist armen Bevölkerung zu ver-
schaffen. 

9. Misswirtschaft statt
Idealverwaltung

Diese „Misswirtschaft” hatte zur Folge, dass
oft völlig unfähige und auch charakterlich und
moralisch minderwertige Personen in das ver-
antwortungsvolle Amt berufen wurden, sodass
sich nicht selten bereits nach wenigen Mo-
naten, ja sogar bloß nach Wochen eine Ver-
waltungskatastrophe in manchen Gemeinden
abzeichnete und der Präfekt aufgrund der ein-
gelangten massiven und eklatanten Klagen
von Seiten der betroffenen Bevölkerung den
von ihm selbst eingesetzten Podestà wieder
absetzen musste. Oft sind solche Personen
aber gar nicht gänzlich aus dem Dienst ent-
fernt worden, sondern wurden lediglich in
eine andere Gemeinde versetzt, wo sie erneut
wieder ihr Unwesen treiben konnten. 
Dies führte dazu, dass in nicht wenigen Ge-
meinden innerhalb kürzester Zeit mehrere Po-
destà amtierten, oft nur rund ein Jahr, oft
noch viel weniger lang; ja es gab sogar Fälle wo
in einem Jahr in ein und derselben Gemeinde
drei Podestà amtierten. Dass in so einem Fall
„außer Spesen nichts gewesen” sein konnte,Walter Wachtler, Bgm. Innichen und Ehrenzeichenträger
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liegt auf der Hand. Abgesehen davon dass
diese von außen kommenden Amtsträger, die
meist aus einer völlig „anderen Welt” kamen,
keine blasse Ahnung von der örtlichen Wirk-
lichkeit, in der sie zum Wohle der Bürger-
schaft arbeiten sollten, hatten, hätten sie selbst
bei gutem Willen in so kurzer Zeit auch nicht
eine einzige positive Entscheidung für „ihre”
Gemeinde treffen können.  Bei so manchem
Amtsträger – so geht es aus den Gemeinde-
protokollen hervor – beschränkte sich die Tä-
tigkeit darauf, Feiern zu veranstalten, um sich
selbst ins Rampenlicht vor der Partei zu stellen
und diese zu verherrlichen, und das wenige
vorhandene Gemeindegeld oft in unnützen
Scheinausgaben zu „verplempern”. Dabei wa-
ren diese „Typen” noch die glimpflicheren
Fälle; oft kam es dazu, dass diese Amtsbürger-
meister die Ressourcen der Gemeinde auf
Jahrzehnte hinaus erschöpften, indem sie bei-
spielsweise die Gemeindewälder abholzten,

das Holz auch in preislich ungünstigen Zeiten
an zweifelhafte Händler von „außen” verkauf-
ten und nicht selten dabei der Ertrag zumin-
dest teilweise in die eigene Tasche des Podestà
verschwand. Derartige Fälle sind verschiedent-
lich nachweisbar. Als Beispiel für den häufigen
Podestà-Wechsel könnte auch die Gemeinde
Schlanders angeführt werden, wo in rund 17
Jahren 17 Amtsbürgermeister tätig waren,
davon 15 von auswärts, und die Gemeinde
mit leeren Kassen und gerodetem Gemeinde-
wald hinterließen. 

10. Demokratie und Autonomie
bleiben unverzichtbar

So erwies sich das überaus gewagte faschisti-
sche „Experiment” der Amtsbürgermeister
zumal in Südtirol als eine einzige ungeheure
Katastrophe, deren Folgen noch nach Jahren

Mitglieder des Verwaltungsrates 2000 – 2003: (v.l.n.r.) sitzend: Bgm. Bruno Senoner, Bgm. Dr. Ferdinand Rainer, Bgm. Wilhelm Rainer,
Bgm. Dr. Arthur Scheidle; stehend: Bgm. Ruggero Galler, Präsident Bgm. Franz Alber, Geschäftsführer Dr. Benedikt Galler, Bgm. Wilfried
Battisti Matscher, Vizebgm. Elmar Pichler Rolle
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in der Nachkriegszeit nur schwer aufzufangen
waren; erst der Fall des Faschismus konnte
dem „Spuk” ein Ende bereiten. Wenn auch die
den Podestà folgenden Amtsbürgermeister, die
von 1943 bis 1945 von den nationalsozialisti-
schen Behörden eingesetzt wurden, ebenfalls
autoritär und zentralistisch amtierten und den
Nazi-Parteibonzen ausgeliefert waren, so han-
delte es sich in diesem Falle zumindest um
ortseigene, einheimische Personen, die die lo-
kale Situation kannten und damit rechnen
mussten, irgendwann einmal von den eigenen
Mitbürgern zur Verantwortung gezogen wer-
den zu können oder zumindest nach der
Amtszeit mit diesen weiterleben zu müssen. 

Übrigens ist es in den letzten zwei Kriegsjah-
ren ohnehin nur mehr um das nackte Über-
leben gegangen, an Investitionen oder Pro-
grammentwicklungen im Interesse der orts-
ansässigen Bevölkerung war  nicht zu denken. 
Was aus den Erfahrungen zweier Jahrzehnte
öffentlicher Lokalverwaltung in Südtirol
(1922- 1943) als „Lehre” gezogen werden
kann und sollte, ist zweifellos die Einsicht,

dass das Wesen einer Gemeindeverwaltung
nach wie vor unverzichtbarerweise die Selbst-
verwaltung sein muss, eine Verwaltung in „Ei-
genregie”, durch das von der Bürgerschaft in
freien Wahlen auf Zeit bestellte Organ von
Gemeinderat, Gemeindeausschuss und Bür-
germeister, in einem von allem Parteiwesen
unkonditionierten Rahmen, wobei die Verwa-
ter der eigenen Bürgerschaft gegenüber ver-
antwortlich sind und durch das freie Votum
derselben bei Nichtentsprechen auch wieder
abberufen werden können. Eine solche unver-
zichtbar autonome Gemeindeverwaltung
muss aber auch finanziell lebensfähig sein und
darf nicht durch die übergeordneten Institu-
tionen wie Staat oder Land in der Form finan-
zieller Abhängigkeit „diszipliniert” werden, d.
h. sie darf nicht von „Landes- oder Staats-
gnaden” leben; Gelder, die von den Bürgern
auf Steuerweg eingehoben werden, gehören
der Bürgerschaft; Funktion der übergeordne-
ten Strukturen muss der Ausgleich sein.
Demokratie, Autonomie und Subsidiarität
müssen die tragenden Säulen des Gemeinde-
wesens auch in unserem Lande bleiben. 
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Ich war 22 Jahre lang Geschäftsführer des
Südtiroler Gemeindenverbandes und habe
den Verband unter der Führung von klugen
und umsichtigen Präsidenten und Bürger-
meistern mitaufgebaut. Daher komme ich der
Einladung, das Ringen um die Gemeinde-
autonomie zu beschreiben, sehr gerne nach. Es
sind teils auch persönlich gehaltene Erinne-
rungen, aber das gehört wohl auch dazu.

Der Wechsel zum
Gemeindenverband

Beinahe wäre ich Journalist geworden. Je-
denfalls arbeitete ich nach meinem Studien-
abschluss eine kurze Zeit lang in der Redak-
tion der Tageszeitung „Dolomiten”. Mit der
Aufnahme in den Landesdienst am 1. März
1965 übte ich dann aber doch meinen Beruf
als Jurist aus, und zwar in der sogenannten
„Abteilung Benedikter”, die für die Raum-
ordnung, den Landschaftsschutz und auch
den geförderten Wohnbau verantwortlich
zeichnete. Meine Karriere verlief relativ steil,
denn schon zu Beginn der Siebziger Jahre

wurde ich zum Direktor dieser wohl wichtig-
sten Abteilung des Landesdienstes ernannt.
Ich war damals erst 32 Jahre jung und ich
spürte den Druck einer großen, sehr großen
Verantwortung. Dr. Alfons Benedikter ver-
traute mir alle schwierigen Probleme an.

Eines Tages sagte der Landesrat, dass ich ihn
bei der Vollversammlung des Gemeindenver-
bandes vertreten sollte. Schon im Vorfeld war
bekannt, dass dies keine leichte Sitzung wer-
den würde. Die Bürgermeister waren verär-
gert, weil sie nun zwar sogenannte Bebauungs-
pläne ausarbeiten und genehmigen mussten,
diese jedoch zwei und mehr Jahre auf ihre
Genehmigung durch die Landesverwaltung
warten mussten. Landeshauptmann Silvius
Magnago, der sich den Bürgermeistern stellte,
musste sich ziemlich einiges anhören.
Dann wurde der Ball mir zugespielt. Ich war
erkältet und sprach mit heiserer Stimme. Zu-
nächst verteidigte ich natürlich die Landesver-
waltung, dann aber machte ich einen konkre-
ten Vorschlag: wenn die Bebauungspläne
nicht innerhalb einer bestimmten Frist von
der Landesregierung behandelt würden, dann

Die Stärkung der Autonomie
der Südtiroler Gemeinden

von Dr. Ferdinand Willeit*

*Interview Elmar Pichler Rolle
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sollten sie automatisch in Kraft treten. Ich
erntete donnernden Applaus und hatte die
Aufmerksamkeit der Bürgermeister auf mich
gelenkt.
Das hatte Folgen. Nacheinander kamen die
damals an der Verbandsspitze stehenden Bür-
germeister auf mich zu, um mich zu überre-
den, doch die Nachfolge von Geschäftsführer
Anton Karner anzutreten. Ich führte Ge-
spräche mit dem Brunecker Bürgermeister
Adolf Unterpertinger sowie mit seinen Ster-
zinger, Eppaner und Ulricher Amtskollegen:
Karl Oberhauser, Fritz Dellago und Josef Sa-
noner. Einerseits stand ich bei Landesrat Be-
nedikter unter großem Druck, andererseits
reizte mich die Aufgabe, etwas Neues aufzu-
bauen und darum ging es damals ja! Ich sagte
also zu, und für viele war mein Wechsel vom
Land zum Gemeindenverband eine große
Überraschung.

Das „kommunistische Landesgesetz”

Am 1. Juli 1971 trat ich also meinen Dienst als
Geschäftsführer an. Wenn ich mich recht erin-
nere, zählte der Verband damals zwölf Mitar-
beiter, vier davon in der Verwaltung und acht
im sogenannten Technischen Büro. Damals
bot der Gemeindenverband seinen Mitglie-
dern auch technische Dienstleistungen an. So
projektierten wir Straßen und Wasserleitungen
und vor allem auch Durchführungspläne.
Abgesehen von organisatorischen Fragen, kam
jedoch gleich eine ganz heikle politische Auf-
gabe auf mich zu. Ein neues Staatsgesetz war
in Kraft getreten und dieses besagte, dass in

den Provinzhauptstädten und in Gemeinden
mit mehr als 30.000 Einwohnern sogenannte
Zonen für den geförderten Wohnbau ausge-
wiesen werden mussten. Mir war sofort klar,
was dies bedeutete. Bozen würde solche Zo-
nen ausweisen und all jene, die sich ein Haus
oder eine Wohnung auf dem freien Markt am
Land nicht mehr leisten könnten, würden in
die Stadt ziehen. Dies hätte fatale Folgen für
die Entwicklung des Landes und der Südti-
roler Gemeinden gehabt.

Ergo mussten wir unsere Zuständigkeit auf
diesem Gebiet ausnutzen und ich riet Alfons
Benedikter, ein eigenes Landesgesetz zu verab-
schieden, welches sogenannte Erweiterungs-
zonen für alle Gemeinden vorsah. Nur die
Hälfte des Grundes sollte auf dem freien
Markt verkauft werden, die andere Hälfte
musste für den sozialen Wohnbau reserviert

Vor der Universität von Moskau: v.l.n.r.: Oswald Galler, Karl
Oberhauser, Hermann Sölva, Josef Sanoner, Fritz Dellago, Josef
Gamper; hockend: Dr. Ferdinand Willeit, Margarethe Stuefer
und Leonhard Leitgeb



22

5 0  J A H R E

werden. Erst im zweiten Anlauf gelang es mir,
Alfons Benedikter, zu dem ich nach wie vor
einen guten Draht hatte, zu überzeugen. Für
viele wirkte dieser Vorschlag wie ein Schock.
Im Land ging gar von einem kommunisti-
schen Gesetz die Rede. Ich aber machte deut-
lich, welches die Folgen wären, wenn wir nicht
handelten. Die Menschen würden in die Stadt
ziehen und sterbende Dörfer zurücklassen. 

Südtirol aber bräuchte lebendige Gemeinden,
wo die eigenen Bürgerinnen und Bürger eine
gute Zukunft hätten. Ich kämpfte für diese
Regelung und als sich ausgerechnet der als
konservativ geltende Ulricher Bürgermeister
Josef Sanoner hinter mich stellte und dann
auch Fritz Dellago, änderte sich die Meinung
im Lande. Zudem schafften wir auch Anreize.
Sollten die Eigentümer den Durchführungs-
plan ausarbeiten, könnten sie 55 Prozent des
Grundes am freien Markt verkaufen.

Das neue, revolutionäre Landesgesetz trat am
15. Oktober 1972 in Kraft. Es ist die Lei-
stung, die Tat, auf die ich heute noch stolz bin.
Das war für die Entwicklung des Landes und
der Südtiroler Gemeinden ein Meilenstein.
Zudem führte das Land genau das ein, was ich
auf der berühmten Vollversammlung der
Bürgermeister gefordert hatte, nämlich gesetz-
liche Verfallstermine: 180 Tage für Bauleit-
pläne und 90 Tage für Durchführungspläne.
Das war für mich kein schlechter Einstand im
Verband.

Ein neuer Bereich: die Informatik

In der Zwischenzeit hatte ich mich voll einge-
arbeitet und erkannte, dass das Technische
Büro wohl keine große Zukunft haben würde.
Es gab immer mehr geeignete Freiberufler, die
die Projektierung übernehmen konnten. Wohl
eher würde die Informatik zukunftsträchtig
sein. Wir bildeten eine Kerngruppe, der neben
mir der Landesbeamte Peter Huber, der Ep-
paner Gemeindesekretär Heinz Sparber und
der Freiberufler Hans Santer aus Lana ange-
hörten. Das Ziel war klar: wir wollten Süd-
tirols Gemeinden informatisieren.

Ende der Siebziger Jahre erhielt der Gemein-
denverband ein Angebot von Olivetti. Der
Konzern wollte ein völlig neues Programm
entwickeln, das sich später Ascot nannte, und
er brauchte ein Versuchskaninchen. Ich setzte
voll auf Risiko und so erhielt der Gemeinden-
verband für sehr wenig Geld ein neues und
eigenes Programm, das später auf dem Markt

V.l.n.r.: Dr. Zeno Giacomuzzi, Hans Rubner, Dr. Ferdinand
Willeit, Franz Alber, Dr. Erwin Walcher, Johann Ausserer
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ein Vielfaches kostete. Auf diesem Gebiet
steckte man damals, im Vergleich zu heute,
noch in den Kinderschuhen. Wir mussten die
Telefonbezirke des Landes nutzen, schufen
insgesamt elf Zentralen und schlossen an diese
dann die PCs der einzelnen Gemeinden an. Es
funktionierte!

Sogar deutsche Delegationen gerieten ins
Staunen, als wir ihnen zeigten, dass selbst klei-
ne Berggemeinden informatisiert waren, dass
beispielsweise Hafling die ganze Buchhaltung
oder die Zahlungsmandate über Computer
abwickelte. Die italienischen Zeitungen
schrieben von der „informatisiertesten Region
der Republik” oder gar Europas. So war es
eben nur eine logische Folge, dass das Tech-
nische Büro aufgelöst wurde und dafür die
EDV-Abteilung stark wuchs. Auch dies war
für Südtirols Gemeinden richtungsweisend.
Ein weiterer, sehr wichtiger Schritt der An-
erkennung des Verbandes war die Übertra-
gung der Verhandlungskompetenz zur Aus-
arbeitung der Arbeitsverträge der Gemeinde-
bediensteten. Wir verhandelten und unter-
schrieben – und zwar völlig unabhängig vom
Land – schließlich die ersten Rahmenverträge.
Sogar die Landeshauptstadt war einverstanden
und delegierte den Verband, was für damalige
Verhältnisse schon etwas Besonderes war.

Der Kernpunkt: Die Finanzregelung

Kernpunkt der Anerkennung und Autonomie
der Südtiroler Gemeinden war jedoch zwei-
felsohne die Finanzregelung. Das Bild, wel-

ches sich uns bot, war ziemlich klar. Aufgrund
des Autonomiestatutes bekam Südtirol immer
mehr Kompetenzen, und das Land war im Be-
griff reich zu werden. Es war völlig klar, dass
die Gemeinden an diesem Reichtum beteiligt
werden mussten.

Mit den Investionen klappte es einigermaßen.
Das Land gewährte Zinsbeiträge und ich hatte
einen direkten Draht zum Generaldirektor der
römischen Depositenkasse. Der wusste, dass
auf uns Südtiroler Verlass war und reservierte
sozusagen immer eine gewisse Summe für
Südtirols Gemeinden. Eine fixe Regelung gab
es aber nicht. Wir mussten von Jahr zu Jahr
verhandeln und nicht alle Landesräte hatten
das gleiche Verständnis für die Anliegen der
Gemeinden. Die Gemeinden sollten aufgrund
ihrer Größe und Einwohnerzahl eine abgestuf-
te Pro-Kopf-Quote erhalten, um die laufen-
den Ausgaben decken zu können, während
sich die Investitionsbeiträge sowohl nach Fläche
als auch nach Einwohnerzahl richten sollten.

Den Altpräsidenten Dr. Erwin Walcher (links) und Josef Anton
Sanoner wurde 1996 das große Ehrenzeichen der Südtiroler
Gemeinden verliehen.
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Der Widerstand des Landes war jedoch größer
als erwartet.
Es folgte ein wohl einmaliger Vorgang. 80
Bürgermeister unterschrieben einen Brief an
Landeshauptmann Dr. Silvius Magnago, in
welchem sie mit ihrem Rücktritt drohten, falls
es zu keiner gesetzlichen Regelung kommen
sollte. Im Landtag sprach die Opposition
offen von Erpressung und Magnago war
wütend. Aber die Finanzregelung wurde Lan-
desgesetz. Ich weiß nicht, ob ich heute noch
den Mut hätte zu so einem spektakulären
Schritt. Ich war damals sicher sehr kämpfe-
risch.
Es war in diesen Jahren des Aufbaues der Süd-
tiroler Eigenverwaltung eben auch ein ständi-
ges Ringen um die Autonomie der Gemein-
den. Ursprünglich war eigentlich wenig Ver-
ständnis vorhanden, doch mit der Zeit wurde
es besser. Es  war auch eine Zeit, in der man

noch viele Spielräume nutzen konnte und die
Bürgermeister haben dies immer getan.

Gesundheitsreform und
Wassereinzugsgebiet

Ein markanter Schritt war auch die staatliche
Gesundheitsreform, welche zur Folge hatte,
dass die Spitäler nicht mehr in die Zustän-
digkeit der Gemeinden fielen. Es mussten
selbstständige Verwaltungen, sogenannte Sa-
nitätseinheiten gegründet werden. Ich war von
Anfang an der Auffassung, dass es für Südtirol
nur eine Sanitätseinheit bräuchte. Das Land
aber wollte davon nichts wissen und bemühte
damals sogar einen der renommiertesten An-
wälte Italiens, der prompt ein Gutachten lie-
ferte, wonach es nicht möglich sei, für mehr
als 250.000 Menschen eine einzige Sanitäts-
einheit zu gründen. So bekam Südtirol vier
Sanitätseinheiten.
Ich kümmerte mich um die Sanitätseinheit
Mitte-Süd in Bozen, ein politisch komplizier-

Geschäftsführer Dr. Ferdinand Willeit (links) erhält 1990 in
Eppan von Präsident Dr. Erwin Walcher den Ehrenring der
Südtiroler Gemeinden.

Die Belegschaft im Jahre 1988: V.l.n.r.: Anni Obwexer, Dr. Peter
Huber, Margarethe Stuefer, Otto Petermair, Geschäftsführer Dr.
Ferdinand Willeit, Alfred Profanter, Dr. Benedikt Galler, Heinrich
Falser, Präsident Dr. Erwin Walcher, Mathilde Tötsch Willeit
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tes Geflecht. Die Vollversammlung bestand
aus nicht weniger als 70 Vertretern! Von 1981
bis 1987 war ich dann abwechselnd Präsident
und Vizepräsident dieser Sanitätseinheit. Es
dauerte dann einige Zeit, bis man anstelle der
Gremien Generaldirektoren einsetzte und ich
stelle fest, dass auch das Thema einer einzigen
Sanitätseinheit nun wieder aktuell zu sein
scheint. Es gäbe gewiss noch viele Dinge zu
berichten, die allesamt für die Entwicklung
der Lokalkörperschaften von Bedeutung
waren, wie zum Beispiel die Gründung der
Bezirks- oder Talgemeinschaften, der Aufbau
der Sozialdienste, die Ausarbeitung der
Gesetze zur Abfallbewirtschaftung, doch
würde all dies den Rahmen sprengen.
Einen sehr wichtigen Etappensieg für Süd-
tirols Gemeinden will ich aber noch erwäh-
nen, und zwar auf Ebene der Wassereinzugs-
gebiete. Die im Jahre 1957 eingeführten Ufer-
zinsgelder waren nämlich über all die Jahre
unverändert geblieben, so dass die Wasserein-
zugsgebiete in den Siebziger Jahren fast völlig
bedeutungslos waren. Der SVP-Kammerab-
geordnete Hugo Gamper war der Erstunter-
zeichner eines vom Südtiroler Gemeindenver-
band ausgearbeiteten Gesetzes zur Aufwertung
der Wassereinzugsgebiete gewesen, war jedoch
wenig später verstorben. In Rom wurden wir
aber zur Anhörung in die parlamentarische
Kommission für öffentliche Arbeiten eingela-
den, und als der Vorsitzende erklärte, dass er
das Gesetz in memoriam Gampers durchzie-
hen wolle, waren alle dafür! Dies hat den
Südtiroler Gemeinden über das Wasserein-
zugsgebiet der Etsch Milliardenbeträge gesi-
chert.

Die Bürgermeistermusik
von Vizebgm. Elmar Pichler Rolle

Es war ein Filmbericht, der Sepp Kompatscher
auf die Idee brachte. Der ORF zeigte Bilder
von einem Empfang für Eduard Wallnöfer,
Nordtirols legendärem Landeshauptmann.
Dieser war in Landeck von der „Tiroler Bür-
germeistermusig” musikalisch begrüßt worden
und der Völser Bürgermeister dachte sich
spontan: „Was die können, können wir auch!”

Und so machte sich der Kompatscher Sepp,
der in gleich drei Böhmischen die Tuba bläst,
auf die Suche nach ebenso musischen Amts-
kollegen, wobei er die Einladung auch auf die
Vizebürgermeister ausdehnte. Am 7. Mai
1988 war es dann soweit. Südtirols Bürger-
meistermusik spielte erstmals auf, und zwar
beim Gemeindentag, der zum Anlass der
1.100-Jahr-Feier in Völs stattfand, der Hei-
matgemeinde Kompatschers. „Wir waren 15
Mann und Walter Cristofoletti war unser er-
ster Kapellmeister”, erinnert sich der seit 1980

Obmann Josef Kompatscher (1. Reihe links) und Kapellmeister
Franz Unterthurner (ganz rechts) mit den beiden Markenten-
derinnen der Bürgermeisterkapelle Bürgermeisterin Waltraud
Kofler und Bürgermeisterin Marianne Überbacher Unterkircher



amtierende Völser Bürgermeister. Alle fünf
Jahre ändert sich die Zusammensetzung der
Blaskapelle, je nachdem ob neue Musikanten
ins Bürgermeister- oder Vizebürgermeisteramt
gewählt werden oder ausscheiden. Salurns Vi-
zebürgermeister Cristofoletti blieb bis zum
Jahr 2000 im Amt, seitdem führt der
Tschermser Vizebürgermeister Franz Unter-

thurner den Dirigentenstab. „Wir haben nur
einen Auftritt im Jahr, und zwar beim
Gemeindentag. Daher gibt es auch nur eine
Probe - unsere Kapelle ist eben im wahrsten
Sinne des Wortes einmalig”, erzählt Sepp
Kompatscher. Übrigens, in der Amtszeit 2000
– 2005 ist die Südtiroler Bürgermeistermusik
auf 21 Mann angewachsen!
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Die Bürgermeisterkapelle beim Gemeindetag 1994 in Niederdorf; ganz links Kapellmeister Walter Cristofoletti
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INHALT: 1. Bestimmungen des Sonderstatuts
zu den Gemeinden - 2. Die Gemeinden in den
Artikeln 5 und 128 der Verfassung - 3. Die
Gemeinden zwischen ordentlicher Gesetz-
gebung und verfassungsrechtlicher Recht-
sprechung - 4. Die Gemeinden und die Re-
form des V. Titels des Zweiten Teils der Ver-
fassung - 5. Verfassungsnormen über die Ge-
meinden und das Sonderstatut

1. Bestimmungen des Sonderstatuts
zu den Gemeinden

Das „Sonderstatut für Trentino-Südtirol” (De-
kret des Präsidenten der Republik vom 31. Au-
gust 1972, Nr. 670) stellt eine Rechtsquelle
mit Verfassungsrang dar und geht in mehreren
Punkten auf die Gemeinden ein. Die „Ord-
nung der örtlichen Körperschaften und der
entsprechenden Gebietsabgrenzung” ist Teil
der Befugnisse der Region (Art. 4, Nr. 3),
ebenso wie die Errichtung neuer Gemeinden
(Art. 7). Dem Land obliegen Verwaltungsbe-
fugnisse, die sich aus der „Aufsicht und Kon-
trolle über die Gemeindeverwaltungen” erge-
ben, und zwar gemäß den Festsetzungen in
Art. 54, Nr. 5, der den Art. 48 des alten Sta-

tuts (Verfassungsgesetz Nr. 5 vom 26. Februar
1948) erneuert und die Kontrollbefugnisse
über die Organe, unter Berücksichtigung eini-
ger Ausnahmen, umfasst, einschließlich der
Befugnis zur Suspendierung und Auflösung.
Außerdem hat das Land konkurrierende Ge-
setzgebungsbefugnis auf dem Gebiet der Lo-
kalfinanzen (Art. 80).

Bei der Zusammensetzung der Gemeindeor-
gane ist die verhältnismäßige Vertretung der
Sprachgruppen einzuhalten (Art. 61), wobei
besonders die Vertretung der ladinischen
Sprachgruppe zu gewährleisten ist (Art. 62). 
Die Bestimmung, gemäß der für die Aus-

übung des Wahl-
rechts eine vier-
jährige ununter-
brochene Ansäs-
sigkeit im Ge-
biet der Region
Voraussetzung
ist, wird durch
die Neufassung
des Art. 63 auch
auf die Wahl der
Gemeinderäte in
der Provinz Bo-

Die Autonomie der Südtiroler Gemeinden
zwischen Sonderstatut und Verfassung

von Andrea Ambrosi, Lehrbeauftragter für regionales Verfassungsrecht an der
rechtswissenschaftlichen Fakultät (Außenstelle Treviso) der Universität Padua

Dr. Zeno Giacomuzzi, Bgm. Brixen,
Ehrenzeichenträger und Regionalassessor
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zen erweitert. Die Bestimmungen über den
Gebrauch der deutschen Sprache im Rahmen
der Arbeit der Kollegialorgane und in den
Beziehungen mit den Bürgern (Art. 100-101)
gelten gleichermaßen für die Gemeinden wie
für die anderen Stellen der öffentlichen
Verwaltung, so dass Verwaltungsmaßnahmen,
die den Grundsatz der Gleichheit der Staats-
bürger, die verschiedenen Sprachgruppen
angehören, verletzen, vor dem Verwaltungs-
gerichtshof angefochten werden können, und
zwar gegebenenfalls von den Mitgliedern der
betreffenden Kollegialorgane selbst (Art. 92).
Die Bestimmungen des Statuts dienen also
nicht der Definition und Gewährleistung der
Gemeindeautonomie, sondern anderen Ange-
legenheiten: Kompetenzverteilung zwischen
Staat, Region und Provinz, Schutz der Sprach-
gruppen, Gebrauch der verschiedenen Spra-
chen und allgemeine Organisationsprinzipien
für örtliche Körperschaften. Die geringe
Beachtung der Gemeinden im Statut ist auch
daran zu erkennen, dass nur eine einzige Be-
stimmung die Zuerkennung von Verwaltungs-
befugnissen an die Gemeinden betrifft, näm-
lich Art. 18, der ohne „eigene” Befugnisse der

Gemeinden zu nennen, diese, wenn es um die
Delegierung von Verwaltungsbefugnissen der
Region und der Provinz geht, lediglich mit
anderen örtlichen Körperschaften gleichstellt.
Die einzige Ausnahme in diesem Gesamtbild
findet sich in Art. 65, in dem es heißt: „Das
Dienstrecht des Gemeindepersonals wird von
den Gemeinden selbst geregelt, vorbehaltlich
der Befolgung allgemeiner Grundsätze, die
durch ein Regionalgesetz festgelegt werden
können”. Hier wird den Gemeinden also die
besondere Fähigkeit zugestanden, eigene
Normen zu erlassen. Zumindest in einem Fall
hat der Verfassungsgerichtshof bereits einge-
griffen und eine staatliche Verfügung aufgeho-
ben, durch deren „detaillierte Regelung jegli-
cher Spielraum eliminiert wurde, der unerläs-
slich ist, damit die Gemeinden in Trentino-
Südtirol im Rahmen ihrer Autonomie auf
sinnvolle Art und Weise ihren Personalbereich
in seiner Gesamtheit ordnen können”, so das
Urteil Nr. 100 von 1980.
Kann also, von Art. 65 des Statuts abgesehen,
festgestellt werden, die Südtiroler Gemeinden
verfügten über kein „Statut” ihrer Autonomie
mit Verfassungsrang? Die Antwort ist ohne
Zweifel negativ: Das Sonderstatut ist nämlich
keineswegs vom Rest der Verfassung isoliert,
im Gegenteil, Art. 116 trifft diesbezüglich aus-
drückliche Verfügungen und grenzt die ent-
sprechenden Befugnisse ab. Die Frage der ver-
fassungsmäßigen Verankerung und Regelung
der Gemeinden der Provinz Bozen ist also in
zweierlei Hinsicht zu untersuchen: Zuallererst
ist die Tragweite der für die Gesamtheit der
örtlichen Selbstverwaltungen geltenden Nor-
men zu prüfen (Teil 1 – 4), um zur Bewertung

Dr. Aldo Balzarini, Bgm. Meran und Landesrat
Foto: Stadtmuseum Meran
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der Voraussetzungen und Grenzen der An-
wendung in der Region und der Provinz zu ge-
langen (Teile 5.1 – 5.3). 

2. Die Gemeinden in den Artikeln 5
und 128 der Verfassung

War auch die Schaffung der Regionen im Lau-
fe der Arbeiten der verfassungsgebenden Ver-
sammlung sehr umkämpft, der Weiterbestand
der Provinzen – als mittlere Ebene der Körper-
schaften – zuerst abgelehnt worden (siehe Art.
107 des von der 75er Kommission am 31. Jän-
ner 1947 vorgelegten Entwurfs), so wurde das
Bestehen der Gemeinden niemals ernsthaft in
Frage gestellt.
Von grundsätzlicher Bedeutung war für die
Gemeinden in der Verfassung von 1948 der
Art. 128 (aufgehoben durch das Verfassungs-
gesetz Nr. 3 vom 18. Oktober 2001), dessen
Wortlaut folgender war: „… die Gemeinden
sind autonome Körperschaften im Rahmen
der Grundsätze, die durch allgemeine Gesetze
der Republik festgelegt sind und ihre Befug-
nisse umschreiben.” Die Auslegung dieser Be-
stimmung musste jedoch im Lichte jener des
Art. 5 erfolgen, demgemäß „die eine, unteil-
bare Republik die lokalen Selbstverwaltungen
anerkennt und fördert; … sie passt die Grund-
sätze und Formen ihrer Gesetzgebung den
Erfordernissen der Selbstverwaltung und De-
zentralisierung an.”
Die Einfügung des Art. 5 unter die „grundle-
genden Rechtssätze” der Verfassung zeigt,
welch entscheidende Bedeutung für den Auf-
bau des Staates die Verfassungsgeber den örtli-

chen Selbstverwaltungen
zuschrieben, und zwar
allen, wobei die Gemein-
den und gewiss nicht die
Regionen an die erste
Stelle gereiht wurden.
Die örtlichen Selbstver-
waltungen galten nicht
als einfache Instrumente
zur Organisation einer
guten Gesamtverwal-

tung, keineswegs also als Bestandteile eines
einzigen Mechanismus, sondern als Bauteile
mit der Fähigkeit, ein besseres Funktionieren
der öffentlichen Dienste zu sichern, der Über-
lastung der staatlichen Ämter (der Region und
der Provinz) entgegenzuwirken, die größt-
mögliche „Bürgernähe” zwischen der Ver-
waltung und jenen, die verwaltet werden, her-
zustellen.
Die örtliche Selbstverwaltung war im Sinne
jener territorialen Ausprägung gedacht, die
wirklich autonomes Leben ermöglicht und die
es den örtlichen Gemeinschaften ermöglichen
sollte, sich selbst zu verwalten, und den Staats-
bürgern Gelegenheit geben sollte, einen Teil
der Volkssouveränität auf konkrete Weise aus-
zuüben. Anders gesagt sind die örtlichen
Selbstverwaltungen in der Verfassung wesent-
liche Instrumente der Demokratie und der
Freiheit, wahre Gegenmittel zu den immer
vorhandenen Gefahren, die sich aus Macht-
konzentration ergeben.
Art. 128 der Verfassung betrachtet, anders als
der Art. 5, der sich mit den Autonomien im
Sinne von Gemeinschaften beschäftigt, die
Gemeinden als gewählte Körperschaften der

Heinrich Wielander,
Bgm. Latsch und
Ehrenzeichenträger
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zugehörigen Kollektive. Die Verfassungsnor-
men sehen auch für die Körperschaften eine
Selbstverwaltung vor, die durch Gesetze der
Republik, die allgemeiner und grundsätzlicher
Art sein sollten, zu konkretisieren und zu
sichern sei.
Was bedeutet jedoch Selbstverwaltung? Es ist
zuallererst die Fähigkeit der Körperschaft (und
daher, nicht zu vergessen, jene des zugehöri-
gen Kollektivs), eigene Zielvorstellungen zu
entwickeln, also im Rahmen der eigenen öf-
fentlichen politischen Aktivitäten zu planen
und Entscheidungen zu treffen, die dann in
die Tat umgesetzt werden. Sie impliziert über-
dies Selbstverwaltung in der Organisation der
Körperschaft, sowohl was die Spitzenorgane
als auch was den Verwaltungsapparat betrifft.
Selbstverwaltung also, die den Bürgern (und
der Körperschaft) die Möglichkeit eröffnet,
selbst eigene Organe zu ernennen, aber auch
normative Selbstverwaltung auf Ebene des
Statuts und der Verordnungen; die Fähigkeit
Akte und Verwaltungsmaßnahmen für die kon-

krete Wahrneh-
mung der Interessen
der Gemeinschaft zu
erlassen. Nicht zu-
letzt geht es um
finanzielle Selbstver-
waltung, denn selbst-
verständlich wären
ohne eigene Finan-
zierungsquellen und
ohne das Recht,
über die Verwen-
dung der Einnah-
men zu entscheiden,

auch die anderen Aspekte der Selbstverwal-
tung gänzlich oder zumindest teilweise ihrer
Bedeutung entkleidet. Die aufgelisteten Be-
griffe haben sich aus Tradition und wissen-
schaftlichem Denken entwickelt und sind in
Form von positiven Normen in der Europä-
ischen Charta der lokalen Selbstverwaltung ko-
difiziert worden, die am 15. Oktober 1985 in
Strassburg unterzeichnet und mit dem Gesetz
Nr. 439 vom 30. Dezember 1989 ratifiziert
wurde.

Art. 128 der Verfassung ging auch auf die
Befugnisse der Gemeinden ein, die durch „Ge-
setze der Republik” festgelegt werden sollten.
Die Bezugnahme auf die „Republik” erschien
als nicht völlig klar (nur Staatsgesetze oder
auch Gesetze der Region?). In der gesetzgebe-
rischen Praxis setzte sich, vom Verfassungs-
gerichtshof bestätigt, die Auslegung durch,
gemäß der - unter Berücksichtigung des Art.
118 der Verfassung, der den Regionen Verwal-
tungsbefugnisse in jenen Bereichen, in denen
sie gesetzgeberische Befugnisse hatten, zu-
schrieb - zwischen der Festlegung der Grund-
sätze (d.h. der allgemeinen Kriterien) für die
Befugnisverteilung und der genauen Festle-
gung derselben zu unterscheiden sei. Während
die erstgenannten immer dem Staat zustan-
den, war die konkrete Festlegung der Befug-
nisse der Gemeinden nur in den Sachgebieten
staatlicher Zuständigkeit auch Aufgabe des
Staates, während diese in den vom alten
Artikel 117 der Verfassung den Regionen über-
tragenen Sachgebieten den Regionen zustand.
Dies unbeschadet der Möglichkeit, die der
Staat hatte, die Regionen zu „umgehen” und

Dr. Bruno Hosp, Bgm. der Ge-
meinde Ritten und Landesrat
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Im Jahre 1984 wurde in St. Leonhard i.P. ein gesamttiroler Gemeindetag abgehalten. Gruppenfoto der Teilnehmer:
1. Reihe (von links nach rechts): Karl Innerhofer, Bgm. Tscherms; Karl Gögele, Bgm. Marling; Josef Larch, Bgm. Sterzing; LAbg. Dr. Alexander v. Egen; Josef
Gruber, Ehrenzeichenträger Lana; LR. Dr. Ing. Alois Partl; Regionalassessor Karl Oberhauser; LH. Dr. Silvius Magnago; Sofia Magnago; LH. ÖK.Rat
Eduard Wallnöfer; Dr. Rudolf Ostermann, Präsident Nordtiroler Gemeindeverband; Julie Ostermann; Josef Sanoner, Präsident Südtiroler Gemeindenverband;
Fritz Dellago, Ehrenringträger, Eppan; LAbg. Matthias Ladurner-Parthanes; Dr. Erich Müller, Ehrenzeichenträger; Eva Maria Siegl, Nordtiroler
Gemeindeverband; Walfried Reimeir, Bgm. Steinach a. Br.

2. Reihe: Francesco Giuseppe Deiaco, Bgm. St. Martin in Th.; Johann Pupp, Bgm. Pfitsch; Vinzenz Karbon, Bgm. Kastelruth; Ing. Erwin Seelos, Bgm.
Seefeld; Arthur Feichter, Bgm. Welsberg; Dir. Hans Wurnitsch, Geschäftsführer Nordtiroler Gemeindeverband; Leonhard Leitgeb, Bgm. Gsies; Franz Alber,
Vize-Bgm. Meran; Josef Unterfrauner, Vize-Bgm. Feldthurns; Anton Krapf, Bgm. Barbian; Matthias Raffl, Bgm. St. Leonhard i. Pass.; Komm. Rat. Adolf
Walch, Bgm. Imst; Johann Gamper, Bgm. Algund; LAbg. Rosa Franzelin-Werth; LAbg. Robert Kaserer; LAbg. Dr. Hubert Frasnelli; LR. Dr. Siegfried
Messner; Dr. Hermann Arnold, Bgm. Mutters; Alois Ennemoser, Bgm. Sautens; Dr. Robert Fiala, Landesparteisekretär ÖVP

3. Reihe: Franz Kaser, Bgm. Lüsen; Dr. Albin Voppichler, Vize-Bgm. Prettau; Josef Seebacher, Bgm. Vintl; Dir. Hans Danzl, Bgm. Schwaz; Adolf
Obermeir, Bgm. Achenkirch; Josef Bergmann, Bgm. Hochfilzen; Fritz Schiestl, Alt-Bgm. Wattens; Komm. Rat Karl Glas, Alt-Bgm. Seefeld; Jakob Strickner,
Alt-Bgm. Gries a. Br.; Dr. Adolf Auckenthaler, Vize-Bgm. Brenner; Erwin Aloys, Bgm. Ischgl; Konrad Stampfer, Bgm. Franzensfeste; Hermann Keim, Bgm.
St. Christina; Dr. Hanns Egger, Vize-Bgm. Bozen; LR. Dr. Franz Spögler; Oskar Federspiel, Bgm. Laas; Anton Haider, Bgm. Pettnau; Rudolf Dollinger,
Bgm. Aldrans; Alois Rainer, Vize-Bgm.  Schnals; Richard Grüner, Bgm. Schnals; Dr. Karl Stecher, Bgm. Graun i. V.; Margarethe Stuefer, Südtiroler
Gemeindenverband

4. Reihe: Dr. Kristian Klotz, Präsident Talgemeinschaft Vinschgau; Johann Weissenegger, Vize-Bgm. Völs, Alois Plattner, Bgm. Jenesien; Johann Holzer,
Bgm. Sexten; Alois Riedl, Bgm. Glurns; Dr. Ing. Franz Bauer, Bgm. Latsch; Josef Ennemoser, Bgm. Moos i. Pass.; Anton Mairhofer, Bgm. Ulten; Josef
Pichler, Bgm. St. Martin i. Pass.; Alois Pircher, Bgm. Riffian; Peter Höllrigl, Bgm. Kuens; Peter Kollmann, Bgm. Nals; Johann Ausserer, Bgm. Kastelbell-
Tschars; Dr. Walter Weiss, Bgm. Naturns; Dr. Zeno Giacomuzzi, Bgm. Brixen; Thomas Schennach, Bgm. Ehrwald; Erich Innerhofer, Gem. Sekretär
Welsberg; Antonia Perkmann-Stricker, Vize-Bgm. Martell; Franz Kuen, GR. Partschins; Notburga Zingerle, Kematen i. T.; DDr. Heinrich Kofler, Bgm.
Schlanders

5. Reihe: Toni Innerhofer, Bgm. Sand in Taufers; Dr. Ferdinand Mussner, Bgm. Wolkenstein; Franz Kienzl, Bgm. Sarntal; Richard Schuchter, Bgm.
Roppen; Vizepräsident LAbg. ÖK. Rat Josef Margreiter, Bgm. Breitenbach; Josef Hintner, Bgm. Langkampfen; Vitus Gruber, Bgm. Aldein; Geom. K.
Markus Villgrattner, Bgm. Tiers; Johann Egger, Bgm. Neustift i. St.; LAbg. Gerold Meraner; Johann Penz, Bgm. Navis; Dr. Ferdinand Willeit,
Geschäftsführer Südtiroler Gemeindenverband; Georg Stillebacher, Bgm. Prad a. St.; Oswald Schiefer, Bgm. Kurtatsch; Karl Spielmann, Bgm. Mieming;
Johann Augschöller, GR. St. Leonhard i. Pass.; Oswald Galler, Bgm. St. Lorenzen

6. Reihe: Max Brugger, Bgm. Gais; Friedrich Mair, Bgm. Mühlwald; Bruno Falkensteiner, Bgm. Kiens; Josef Jud, Präsident Talgemeinschaft Pustertal;
Oswald Oberhofer, Bgm. Tramin; Otto Nußbaumer, Bgm. Montan; Franz Marchio, Bgm. Altrei; Karl Waldthaler, Bgm. Auer; Johann Winkler, Vize-Bgm.
Villanders; Dr. Manfred Schmid, Bgm. Terenten; Hugo Seeber,  Bgm. Neumarkt; Luz Scrinzi, Vize-Bgm. Branzoll, Gottfried Niederwolfsgruber, Bgm.
Percha; Sebastian Brugger, GR. Bruneck; Konrad Renzler, Bgm. Rasen-Antholz; Erwin Altstätter, Bgm. Martell; Konrad Mathà, Bgm. Andrian; Dr. Erwin
Walcher, Bgm. Eppan; Johann Runggatscher, Bgm. Villnöss; Peter Stauder, GR. Toblach
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den Gemeinden di-
rekt, auch in den Be-
reichen regionaler
Zuständigkeit, Be-
fugnisse zu übertra-
gen, die im „aussch-
ließlichen lokalen
Interesse” stehen, ge-
mäß des abschlie-
ßenden Satzes des
Artikels 118, Abs. 1

der Verfassung (vgl. das Urteil 43/2004, in
dem die verschiedenen Gesichtspunkte dieser
Frage in Bezug auf die Zeit vor der Revision
von 2001 zusammengefasst werden).
Die durch Verfassungsnormen festgelegte
Selbstverwaltung der örtlichen Gemeinschaf-
ten und Körperschaften war, was deren Kon-
kretisierung betraf, dem nationalen und re-
gionalen Gesetzgeber überlassen, wobei klar
zu Tage trat, dass sowohl der Staat als auch die
Regionen sich in diesem Bereich nicht als völ-
lig „frei” betrachten konnten, denn laut Art. 5
der Verfassung unterliegen die Gesetze beider
der Auflage der Förderung der Selbstverwal-
tung. Sowohl für den Staat wie für die Re-
gionen gilt die in der genannten Verfassungs-
bestimmung enthaltene Leitlinie, die der Re-
publik nicht nur die Anpassung der Grund-
sätze an „die Erfordernisse der Selbstverwal-
tung”, sondern auch – was hervorzuheben ist -
der Formen ihrer Gesetzgebung vorschreibt.
Im Verfassungssystem ist die Selbstverwaltung
nicht als ein endgültig feststehendes Faktum
zu betrachten, sondern als Voraussetzung, die,
unter Einhaltung des „negativen” (und im
Laufe der Zeit veränderlichen) Erfordernisses

der Wahrung der Einheit der Republik (die
ebenfalls in Art. 5 der Verfassung genannt und
in den Sonderstatuten von Trentino-Südtirol,
Aostatal, Sardinien und Sizilien als politische
Einheit präzisiert wird) beharrlich zu verbes-
sern ist.

3. Die Gemeinden zwischen ordent-
licher Gesetzgebung und verfas-
sungsrechtlicher Rechtsprechung

Ohne Zweifel hat die ordentliche Gesetzge-
bung, in der Zeit vor der Verfassungsänderung
von 2001, die Selbstverwaltung der Gemein-
den stufenweise gestärkt. Im Bereich der Or-
ganisation sind in diesem Zusammenhang die
Erweiterungen zu nennen, die sich aus dem
Gesetz Nr. 142 vom 8. Juni 1990 bis zur letz-
ten Neuerung durch das Gesetz Nr. 265 von
1999 ergeben, wobei die Fortsetzung zuvor
durch das Gesetz Nr. 127 von 1997 erfolgte
(das unter anderem eine erhebliche Reduktion
der externen Kontrollen über die Verwaltungs-
akte brachte; die genannte Gesetzgebung wur-
de großteils in den Vereinheitlichten Text auf
der Grundlage des Legislativdekrets Nr. 267
vom 18. August 2000 übertragen). Was
schließlich die Befugnisse betrifft, so genügt es,
an die mit Durchführungsdekret zum Gesetz
Nr. 59 vom 15. März 1997 verfügten Zuwei-
sungen und in Besonderem an das Legisla-
tivdekret 112/1998 zu erinnern.
Freilich lässt sich in der Gesamtsicht keines-
wegs behaupten, der Staat und die Regionen
hätten mit ihrer Gesetzgebung die größtmög-
liche Förderung der organisatorischen und

Landesrat Dr. Alfons Benedik-
ter, einer der Gründerväter des
Gemeindenverbandes
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funktionalen Selbstverwaltung der örtlichen
Körperschaften angestrebt, obwohl dies Art. 5
der Verfassung bereits 1948 vorschrieb. Bei
näherer Betrachtung der Gesetzgebung in ver-
schiedenen Bereichen (Raumordnung, Wohn-
sektor, Sozialdienste …) fällt auf, dass die Ge-
meinden häufig nicht als Körperschaften mit
Selbstverwaltung verstanden wurden, denen es
(wenn auch nur in bestimmten, abgegrenzten
Bereichen) zukommt, eine eigene politische
Ausrichtung zu verfolgen und eine eigene öf-
fentliche Politik umzusetzen, sondern einfach
nur als organische Teile der öffentlichen Ge-
samtverwaltung, deren Aufgabe lediglich die
Durchführung der von anderen Stellen getrof-
fenen Entscheidungen ist. Die in Art. 128 der
Verfassung erwähnten „Befugnisse”, die durch
Gesetze der Republik festgelegt und den ein-
zelnen Gemeinden (die den einzelnen örtli-
chen Gemeinschaften entsprechen) übertra-
gen werden sollten, ermöglichten es oft nur,
gegenüber anderen Körperschaften, die sehr
wohl mit „eigenen” Entscheidungsbefugnissen
ausgestattet waren, Stellung zu nehmen.
Unter diesem Blickwinkel unterscheidet sich
das Schicksal der Gemeinden nicht sehr von
jenem, das den Regionen in den Beziehungen
mit dem Staat widerfahren ist. Auch sie mus-
sten erkennen, dass die stufenweise Auswei-
tung ihrer Aktionsbereiche nicht mit einer
Ausweitung der normativen Selbstverwaltung
einherging. Sie wurden lediglich – und im
Wesentlichen nur in administrativer Hinsicht
– in die Durchführung der auf Ebene der na-
tionalen Politik getroffenen Entscheidungen
einbezogen. In diesem Sinn kam es zu der pa-
radox klingenden Bestätigung der Theorie, die

Selbstverwaltung der Gemeinden würde sich
qualitativ nicht wesentlich von jener der Re-
gionen unterscheiden, trotz der tatsächlich in
den Verfassungsbestimmungen über die Selbst-
verwaltung der Regionen viel weiter gefassten
Möglichkeiten (abgesehen davon hatte diese
Theorie für ihre Urheber den Sinn, die Posi-
tion der kleineren örtlichen Körperschaften zu
stärken und gewiss nicht jenen, die der Regio-
nen zu schwächen).
Eine komplexe Abfolge verschiedener Fakto-
ren hat die Gemeinden im konkreten Aktions-
rahmen in diese Situation gebracht. Hier kann
nur auf einige davon kurz eingegangen wer-
den.

Eine große Rolle spielen unzweifelhaft die
politische Kultur und das Parteiensystem. Die-
se haben eine ernsthafte und vertretbare Ent-

Leonhard Leitgeb (2. v. l.), Josef Jud (4. v. l.), Dr. Zeno Giaco-
muzzi (5. v. l.) und Hans Saxl (ganz rechts) wird beim Gemein-
detag 1990 in Eppan das Ehrenzeichen der Südtiroler Gemein-
den verliehen.
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wicklung der örtlichen Selbstverwaltung we-
nig gefördert, wenn man anstelle der hochtra-
benden, manifestartigen Gesetze und der Phra-
seologie der aus verschiedenen Anlässen gehal-
tenen Reden die konkreten Tatsachen betrach-
tet (was soviel bedeutet wie alltägliche, detail-
lierte Gesetzgebung, Überantwortung von Ver-
waltungsaufgaben, Zuerkennung von Finanz-
mitteln, Aufwertung der Rolle und Wichtig-
keit der „Lokalpolitiker”). 
In dieser Hinsicht kann eine Tendenzwende
nur durch die Prüfung, Vertiefung und
Stärkung der Ideale und der politischen Wer-
te, die sich zu Gunsten der örtlichen Selbst-
verwaltung ins Treffen führen lassen, entste-
hen, was auch in der praktischen Arbeit und
auf allen Ebenen zu erfolgen hat. Es sind dies,
wie bereits festgestellt, Vernunftgründe, die im
Zusammenhang mit der Entwicklung der De-
mokratie, aber auch der Freiheit des Einzelnen
und der Gemeinschaften, zu sehen sind. Diese
implizieren gleichzeitig die Frage nach dem
Wert der Gleichheit zwischen den Individuen,
die zugleich auch den größeren konzentri-
schen Gemeinschaften angehören (von den
Provinzen zu den Regionen, vom Staat zur
Europäischen Union).
Andere Schwachpunkte hängen mit der Frage
der Größe der Gemeinden zusammen. Auf die
hohe Zahl kleinerer Gebietskörperschaften
wurde oft verwiesen. Es wurden ernsthafte
Zweifel in Bezug auf die tatsächliche Fähigkeit
der kleinen Gemeinden erhoben, den
Erfordernissen einer wirksamen und effizien-
ten Organisation der Dienste nachzukommen.
Und sicherlich ist die große Anzahl an
Körperschaften der Grund für viele Eingriffe

des staatlichen und regionalen Gesetzgebers in
die Organisation derselben. Man denke nur
an die Bestimmungen über die gemeinsame
Führung von Diensten oder zur Erbringung
von Diensten mittels eigener Betriebe auf
übergemeindlicher Ebene. Es stellt sich also
die Frage, ob dieser strukturellen Schwäche
nicht durch eine Neuordnung der Gemeinde-
gebiete entgegengewirkt werden kann, im
Sinne einer Anpassung an die stattgefundene
Veränderung der Gemeinschaften, unter deren
Mitgliedern neue gemeinsame Interessen eine
Rolle spielen, die mit den Interessen derjeni-
gen, die anderen angrenzenden Gemeinschaf-
ten angehören, verflochten und vermengt
sind. Dies ist eine Theorie, die ausdrückliche
Anerkennung in der Verfassung findet, in der
– gewiss nicht zufällig – die besondere Garan-
tie der direkten Einflussnahme der betroffe-
nen Bevölkerung durch das Referendum vor-
gesehen ist (Art. 133, Abs. 2 der Verfassung).
Nun lässt sich realistischerweise erkennen,
dass sich die fehlende eindeutige Verankerung
der Gemeindeselbstverwaltung aus der beson-
deren Struktur der sie betreffenden Verfas-
sungsbestimmungen ergibt. Angenommen
Art. 5 der Verfassung ist keine leere Hülle und
Art. 128 war es auch nicht, so lässt sich doch
feststellen, dass es sich um ausgesprochen ela-
stische  Verfassungsnormen handelt, die schlecht
geeignet sind, als Maß jener Gesetze von Staat
und Regionen zu dienen, denen es obliegt, die
Selbstverwaltung der örtlichen Gemeinschaf-
ten und der entsprechenden Körperschaften
zu fördern.
In der Tat gibt es nur wenige Entscheidungen
mit denen der in Art. 135 der Verfassung vor-
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gesehene Gerichtshof – als einziges Organ,
dem die Befugnis zukommt, verfassungswidri-
ge Gesetze aufzuheben – Akte mit Gesetzes-
rang wegen Verletzung des Prinzips der Selbst-
verwaltung der Gemeinden aufgehoben hat.
Unter anderem ist an das bereits weit zurück-
liegende Urteil Nr. 2 aus dem Jahr 1965 zu er-
innern, das ein Regionalgesetz wegen Ver-
letzung der finanziellen Autonomie der Ge-
meinden zu Fall brachte. Jenes Gesetz entklei-
dete die Gemeinden einer wichtigen steuerli-
chen Einnahmequelle, ohne in irgendeiner
Weise für den Ausgleich der entgangenen Ein-
nahmen vorzusorgen.
Obwohl der Gerichtshof auf dem Standpunkt
steht, „die Artikel 5 und 128 der Verfassung
bedeuten, dass sich die Gemeinden in der Po-
sition befinden, ihre Selbstverwaltung wahr-
zunehmen, die ihnen von den Gesetzen nie-
mals völlig abgesprochen werden kann” (siehe
die Urteile 83/1997, 286/1997, 378/2000), so
beschränken sich die für die kleineren örtli-
chen Körperschaften „günstigen” Entschei-
dungen darauf, ihr Begehr nach Einbeziehung
zu erfüllen – auf der Grundlage von Modalitä-
ten, die Gewicht haben müssen -, wenn es um
administrative Entscheidungen geht, die zwar
die Gemeinden betreffen, die aber letzten En-
des dem Staat oder der Region zukommen
(siehe z.B. das Urteil 378/2000; signifikant
erscheint in diesem Zusammenhang wegen
der Besonderheit des Falls das Urteil
229/2001). In Zusammenhang mit dieser Ten-
denz können auch jene Urteile gesehen wer-
den, die aus dem Prinzip der Selbstverwaltung
das Verbot ableiten, Einzelgesetze zu erlassen,
und zwar mit dem Hinweis darauf, dass Ge-

setze zur Regelung von
örtlichen Körperschaf-
ten allgemeinen Cha-
rakter haben müssen
(siehe die Urteile
61/1958 und 9/1961).
Auch diese Hypothese
zeigt, dass die Selbst-
verwaltung, zu deren
Garanten sich der Ge-

richtshof macht, letzten Endes zu jener Art
von Selbstverwaltung wird, die von den „allge-
meingültigen” Gesetzen (die unterhalb der
Verfassungsebene angesiedelt sind) des Staates
und der Regionen gestaltet werden.

Die Elastizität der Artikel 5 und 128 der Ver-
fassung und die Rechtsprechung, die sich auf
ihrer Grundlage gebildet hat, erklären, wie
sich – vor Inkrafttreten des neuen V. Titels von
2001 – die Beziehungen zwischen den ver-
schiedenen Verwaltungsebenen in Richtung
des „Verhandelns” sowohl der Regelungen (all-
gemeiner Art) als auch der (konkreten) Maß-
nahmen durch Instrumente und Abstim-
mungs- und Vereinbarungsverfahren ent-
wickelt haben, was bei der Konferenz „Staat -
Städte und örtliche Körperschaften” und bei
der „gemeinsamen” Konferenz (gemeinsame
Tagungen der erstgenannten und der „Staat-
Regionen-Konferenz”) zu beobachten ist. Im
regionalen Rahmen ist hingegen das Modell
der Räte der örtlichen Körperschaften zu nen-
nen (siehe in Bezug auf die Regionen mit
Normalstatut Art. 3 des Legislativdekrets Nr.
112 von 1998 und Art. 4 des Legislativdekrets
Nr. 267 von 2000).

Albert Flora, Bgm. Mals,
Präsident des Aufsichtsrates
und Ehrenzeichenträger
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4. Die Gemeinden und die Reform
des V. Titels des Zweiten Teils der
Verfassung

Das Verfassungsgesetz Nr. 3 vom 18. Oktober
2001, das „Änderungen zum V. Titel des
Zweiten Teils der Verfassung” enthält, bringt
tief greifende Änderungen der die Gemeinden
betreffenden Bestimmungen mit sich. Der
neue V. Titel beginnt mit der anspruchvollen
Feststellung, dass „Gemeinden, Provinzen,
Großstädte mit besonderem Status, Regionen
und der Staat die Republik bilden” (Art. 114,
Abs. 1). 
Es handelt sich um das – sogleich kommen-
tierte – Prinzip der „gleichen Würde” der örtli-
chen Körperschaften, die aufgerufen sind, als
begründende Teile der Republik zu dienen,
gemeinsam mit dem Staat und mit diesem auf
derselben Ebene. Der zweite Absatz des Arti-
kels 114 der Verfassung setzt folgendermaßen
fort: „Gemeinden, Provinzen, Großstädte mit
besonderem Status und Regionen sind auto-
nome Körperschaften mit eigenen Statuten,
Befugnissen und Aufgaben gemäß den in der
Verfassung verankerten Grundsätzen”. Hier
betrifft die Gleichstellung die Regionen und
die kleineren örtlichen Körperschaften. Es
wird bestimmt, dass jegliche Selbstverwaltung
ihre Grundlage und Regelung direkt aus der
Verfassung ableitet, was einer Erneuerung des
zuvor gültig gewesenen Art. 128 der Verfas-
sung entspricht, in dem lediglich ein aus-
drücklicher Verweis auf die Festlegung der ört-
lichen Selbstverwaltung im Konkreten durch
die „allgemeinen Gesetze der Republik” zu
finden war. Zum ersten Mal anerkennt die

Verfassung in Bezug auf die Gemeinden die
Satzungsbefugnis und stellt die Existenz von
eigenen Machtbefugnissen und Aufgaben fest,
die nun der „Verfügbarkeit” zu Gunsten der
übergeordneten Körperschafen entzogen sind
und getrennt erscheinen von den sonstigen
Befugnissen, die durch staatliche oder regiona-
le Gesetze, je nach den entsprechenden Zu-
ständigkeiten, übertragen werden können
(Art. 118, Abs. 2).
Diese Normen haben einige Wissenschaftler
veranlasst, in den Änderungen von 2001 die
Einführung einer neuen Konzeption des Staa-
tes zu sehen, der nun selbst zu einer durch
Wahl erstellten Körperschaft der territorialen
Kollektive wird, dessen Beziehungen mit den
Regionen, Provinzen und Gemeinden nun
nicht mehr auf dem Verhältnis zwischen staat-
licher Souveränität und der Selbstverwaltung
der anderen Rechtsträger beruhen, sondern
auf dem Prinzip der „loyalen Zusammenarbeit”
im Rahmen der einigenden Gestalt der „Re-
publik”.
In Durchführung von Artikel 114 der Verfas-
sung tragen weitere Bestimmungen der Re-
form dazu bei, die Position der dem Bürger
am nächsten stehenden Körperschaft zu stär-
ken. Der neue Art. 118, Abs. 1, überträgt den
Gemeinden tendenziell die Ausübung aller
Verwaltungsbefugnisse, während die finanzielle
Selbstverwaltung feierlich durch die Fest-
setzung des Ziels anerkannt wird, auch die
Gemeinden würden „eigene Steuern und Ein-
nahmen erheben” und „sind an den Einnah-
men aus den Staatssteuern beteiligt, die sich
auf ihr Gebiet beziehen (Art. 119, Abs. 2).
Außer Kraft gesetzt wurde Art. 130 der Ver-
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fassung, der die Notwendigkeit der Kontrolle
über die Gesetzmäßigkeit der Verwaltungsakte
der örtlichen Körperschaften sowie die Mög-
lichkeit der Sachkontrolle vorsah. Die Ge-
meinden (oder ihre Vertretungen) nehmen –
gleichwertig mit den anderen örtlichen Kör-
perschaften – am Rat der örtlichen Autonomien
teil, der im Statut jeder Region zu regeln ist
(Art. 123, letzter Absatz) und ergänzen die
Parlamentskommission für regionale Angelegen-
heiten, der gemäß Art. 11 des Verfassungs-
gesetzes 3/2001 eine wichtige Rolle im staatli-
chen Gesetzgebungsverfahren in den Sachge-
bieten regionaler oder örtlicher Bedeutung zu-
kommt. Die Verordnungsgewalt der Gemein-
den findet ihre Verankerung im Verfassungs-
text in Bezug auf die Regelung und Organi-
sation für die Erfüllung der ihnen übertra-
genen Befugnisse (Art. 117, Abs. 6, dritter
Satz). Auf dem Papier hat sich die Position der
Gemeinden tiefgreifend geändert. Welche
Haltung nimmt nun der Verfassungsgerichtshof
zur Reform ein? Es ist wichtig, diese Frage zu
beantworten, hatten wir doch schon Gelegen-
heit, selbst zu verspüren, dass es letzten Endes
der Richter über die Gesetze ist, der die Ver-
fassungsgesetze zu Regeln werden lässt.
Im notwendigerweise raschen Überblick kann
festgestellt werden, dass die Rechtsprechung
des Verfassungsgerichts – im Vergleich zur
Vergangenheit – sowohl Merkmale der Konti-
nuität als auch solche der Diskontinuität auf-
weist. Einerseits scheint sich zu bestätigen,
dass auch im neuen System die Reichweite
und der konkrete Umfang der gemeindlichen
Selbstverwaltung von den Entscheidungen auf
Ebene der ordentlichen Gesetzgebung abhän-

gen, da der neue V. Titel zahlreiche „Klauseln”
enthält, die es dem Staat (und gemäß den Be-
stimmungen für die Kompetenzaufteilung den
Regionen) ermöglichen, in das Leben der ört-
lichen Körperschaften einzugreifen, und zwar
fallweise auf massive Art und Weise.
Gehen wir also davon aus, dass „der Art. 114
der Verfassung keineswegs eine vollständige
Gleichstellung der in ihm aufgezählten örtli-
chen Körperschaften mit sich bringt, da die
diesen übertragenen Befugnisse weitgehend
verschieden sind. Das ergibt sich schon dar-
aus, dass die Gemeinden über keine Gesetzge-
bungsbefugnis verfügen” (Urteil 274/2003).
Der Verfassungsgerichtshof bezeichnete Nor-
men als verfassungskonform, die den Gemein-
den, im Sinne der „Koordination der öffentli-
chen Finanzen”, sehr starre und detaillierte
Einschränkungen und Verbote auferlegen (was
die Höhe des Defizits, die Gesamtheit der lau-
fenden Ausgaben, die für die eigene Versor-
gung als Grundlage für Auftragsvergaben
anzunehmenden Preise und die Einstellung
von Personal betrifft …). Das genannte Sach-
gebiet wird in Art. 117, Abs. 3 der Verfassung,
wie auch in Art. 80 des Statuts dem Zusam-
menspiel von staatlicher und regionaler Ge-
setzgebung zugewiesen (siehe die Urteile 4
und 36 von 2004). 
Wie soll nun der „Umweltschutz” und der
„Schutz des Ökosystems” bewertet werden,
der in Art. 117, Abs. 2, Buchstabe s dem staat-
lichen Zuständigkeitsbereich zugeordnet wird?
Dies könnte ein Dietrich sein, mit dem jegli-
che Selbstverwaltung aus den Angeln zu heben
wäre, wenn es stimmte, dass, wie uns der Ver-
fassungsgerichtshof in seinem fragwürdigen



38

5 0  J A H R E

Urteil Nr. 378 von 2003 wissen lässt, der Ge-
setzgeber befugt sei, sich in die organisatori-
sche Selbstverwaltung und in die Buchhaltung
der Gemeinden einzuschalten, und dabei so
weit gehen kann, sie zu zwingen, beim Ankauf
von Fahrzeugreifen einen bestimmten Anteil
den Produkten aus wiederverwertetem Ma-
terial vorzubehalten (und es ist in diesem Zu-
sammenhang nur wenig tröstlich daran zu er-
innern, dass das Verfassungsgericht es für ver-
fassungskonform hielt, den Regionen die glei-
che Einschränkung aufzuerlegen). 
In Bezug auf den entscheidenden Faktor für
die Befugnisse der örtlichen Körperschaften, und
davon ausgehend, dass der „neue Artikel 118,
erster Absatz, grundsätzlich den Gemeinden
die Verwaltungsbefugnisse für alle Sachgebiete
zuerkennt”, ist auch zu beachten – erinnert
das Verfassungsgericht -, dass es in der betref-
fenden Bestimmung weiter heißt, dass „diese
den Provinzen, Großstädten mit besonderem

Status, Regionen und dem Staat zugewiesen
werden, um deren einheitliche Ausübung auf
der Grundlage der Prinzipien der Subsidiari-
tät, der Differenzierung und der Angemessen-
heit zu gewährleisten”.
Einerseits besteht also eine generelle Präferenz
für die dem Bürger am nächsten stehenden
örtlichen Körperschaften, andererseits ein fle-
xibles Kriterium auf der Grundlage allgemeiner
Grundsätze, das dazu dient, die Befugnisse al-
len Ebenen der Verwaltung zuzuordnen. Da
eine solche konkrete Zuordnung durch das
Gesetz zu begründen ist, ist der Schluss zu zie-
hen, dass es der staatlichen oder regionalen
Gesetzgebung, je nach der gesetzgeberischen
Zuständigkeit nach Sachgebieten, zukommen
wird, die betreffenden Entscheidungen unter
Beachtung der genannten allgemeinen Grund-
sätze zu fällen” (so das Urteil Nr. 43 von 2004;
in Bezug auf eine weitere Anwendung der Kri-
terien siehe das Urteil 6/2004).
Was die steuerliche Selbstverwaltung betrifft,
so hat die Rechtsprechung diesbezüglich prä-
zisiert, dass die vollständige Anwendung des
neuen Artikels 119 der Verfassung den Ein-
griff des staatlichen Gesetzgebers erfordert,
dem es zukommt, sowohl die Beziehungen
zwischen den nationalen Rechtsquellen und
den Verordnungen der örtlichen Autonomien
als auch zwischen den Gemeinden und den
Regionen zu regeln. Dadurch kann der Staat
inzwischen „Detailnormen” zu Abgaben erlas-
sen, die bereits von der nationalen Gesetzge-
bung einer Regelung unterworfen wurden.
Dies gilt auch dann, wenn es den örtlichen
Körperschaften – und damit den Empfängern
der betreffenden Einnahmen – gegenwärtig

Die beiden Landeshauptleute von Südtirol Dr. Silvius Magnago
(links) und von Nordtirol Eduard Wallnöfer unterstreichen die
Bindungen der Gemeinden nördlich und südlich des Brenners.
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zusteht, die Hebesätze der Besteuerung festzu-
legen. Wie sieht es nun in der überaus rele-
vanten Frage der Kontrollen aus, da der Art.
130 der Verfassung aufgehoben wurde? Bei
Prüfung eines Falles von Ersatzkontrolle ge-
mäß einem Regionalgesetz wird im Urteil Nr.
43 von 2004 festgestellt, dass im neuen V. Ti-
tel, und im Besonderen im Leitgedanken des
Artikels 120 der Verfassung „nichts darauf
schließen lässt, dass mit einer bereits konsoli-
dierten gesetzgeberischen Tradition gebrochen
werden soll, in deren Rahmen Ersatzeingriffe
gegenüber den örtlichen Körperschaften als
natürlich galten, wenn diese von Regionalor-
ganen vorgenommen wurden, die überdies
von jenen, die im nun abgeschafften Artikel
130 der Verfassung vorgesehen waren, ver-
schieden sein können.”
Neben den dargestellten Entscheidungen sind
im Gesamtrahmen der Auslegung, die sich all-
mählich abzeichnet, auch andere zu verzeich-
nen, die für die gemeindliche Selbstverwal-
tung Aufwertung und bessere Absicherung be-
deuten.
Zuallererst bemerkt man, dass in einer be-
stimmten Gruppe von Urteilen unterstrichen
wird - obwohl einige, die gemeindliche Selbst-
verwaltung einschränkende Normen nicht für
verfassungswidrig erklärt werden -, die Ge-
setze würden die Gemeinden (oder die ver-
schiedenen Formen ihrer Vereinigungen) in
den sie betreffenden Entscheidungen, die ei-
ner höheren Verwaltungsebene überantwortet
sind, einbeziehen (siehe die Urteile Nr. 313
und Nr. 376 von 2003). Als Folge der vom
Verfassungsgericht im Urteil 303/2003 - unter
Bezugnahme auf die Beziehungen zwischen

Staat und Regionen - entwickelten Überle-
gungen, ergibt sich das Argument der Verfas-
sungswidrigkeit der Gesetze, die keine ähnli-
chen Formen der Teilnahme und der Zusam-
menarbeit vorsehen (vorgeschrieben von den
Artikeln 4, Abs. 6, und 9, Abs. 6 der bereits
erwähnten „Europäischen Charta der lokalen
Autonomien”, die auf der Grundlage des neu-
en Artikels 117, Abs. 1 der Verfassung wahr-
scheinlich zu einer Vinkulierung der internen
Gesetzgebung von Staat und Regionen führen
kann).
Es gibt eine zweite Gruppe von Entscheidun-
gen, durch die Normen aufgehoben werden,
die in direktem Gegensatz zur Gemeindeauto-
nomie stehen. Zu nennen ist hier das Urteil
313/2003, besonders der Teil, in dem die Fest-
legung von Ersatzbefugnissen zum Nachteil
der Gemeinden ohne entsprechende Garan-
tien als unvereinbar mit den Absätzen 1 und 2
des Artikels 114 der Verfassung beurteilt wird.
Diese werden allerdings dann durch den uner-

Gemeindetag 2001 in Brixen, Einmarsch zur Tagungsstätte:
Präsident Franz Alber, Landeshauptmann Dr. Luis Durnwalder
und Bgm. Klaus Seebacher (v. l.)
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lässlichen Eingriff des Gesetzgebers (und nicht
untergeordneter Rechtsquellen) kodifiziert
(Urteil 43 /2004), der die Ersetzung in sub-
stantiellem Sinne zu regeln hat. Damit soll
diese nur in Bezug auf Aktivitäten gestattet
sein, bei denen kein Ermessen darüber be-
steht, ob sie durchzuführen sind oder nicht
(wohl aber kann Ermessen im Sinne von quid
und quomodo bestehen). Das eben Ausgeführ-
te dient dem Schutz einheitlicher Interessen,
wobei das Gesetz die Ersetzung einem exeku-
tiven (und nicht bürokratischen) Organ der
Region zu übertragen hat, und zwar auf der
Grundlage eines Verfahrens, das die Einbe-
ziehung der Gemeinden gemäß dem Grund-
satz der loyalen Zusammenarbeit zu ermögli-
chen hat.  Dies betrifft vor allem (und in die-
sem Zusammenhang ist die Diskontinuität im
Vergleich zur Vergangenheit noch offensichtli-
cher) Entscheidungen, in denen eine Ver-
letzung der Finanzautonomie der Gebietskör-
perschaft durch staatliche Bereichsfinanzie-
rungen bei gleichzeitiger Zweckbindung im
Zusammenhang mit gewöhnlichen Aufgaben
der Gemeinden festgestellt wurde (siehe die
Urteile Nr. 16 und Nr. 49 von 2004). Es han-
delt sich um überaus wichtige und schätzens-
werte Entscheidungen, denn bekanntlich hat
man durch den in den letzten Jahren häufig
praktizierten Mechanismus der zweckgebun-
denen Finanzierung die Fähigkeit der Ge-
meinden, politische Vorstellungen der lokalen
Ebene zu verwirklichen, stark eingeschränkt.
Man bedenke freilich, dass auch die genann-
ten, für die Gemeinden günstigen Urteile die
Notwendigkeit des Eingriffs durch den
Gesetzgeber bestätigen. Die Feststellung der

Verfassungswidrigkeit des Finanzgesetzes hat
im allgemeinen die Zweckbindung unangeta-
stet gelassen, während es aber zur Folge hatte,
dass die zur Verfügung gestellten Beträge nicht
ausgeschüttet wurden (so dass die Gemeinden
geringere Einnahmen hatten, als wenn das den
Grundsatz der Selbstverwaltung verletzende
Gesetz in Kraft geblieben wäre). Nur die Er-
fahrung wird zeigen können, ob die 2001 in
die Verfassung aufgenommenen Grundsätze
den Gemeinden neue Vitalität verleihen wer-
den, und ob es dem Verfassungsgerichtshof
gelingen wird, Staat und Regionen dazu zu
„zwingen”, für den weitest möglichen Ausbau
der lokalen Selbstverwaltung zu sorgen.

5. Verfassungsnormen über die
Gemeinden und das Sonderstatut

5.1. Auf den vorangehenden Seiten wurde die
Situation dargestellt, in der sich die Ge-
meinden der fünfzehn Regionen mit Normal-
statut befinden. In welchem Ausmaß besteht
diese auch in der Provinz Bozen?
Vor Inkrafttreten des Verfassungsgesetzes
3/2001 galten der Art. 5 (in Bezug auf die ört-
lichen Gemeinschaften) und der Art. 128 der
Verfassung (für die örtlichen Körperschaften)
grundsätzlich auch für die Südtiroler Gemein-
den. Es stand nämlich fest, dass der V. Titel
der Verfassung auf die Region Trentino-Süd-
tirol ergänzend anzuwenden sei, das heißt in
den Bereichen, in denen das Sonderstatut
nichts anderes verfügt, was sowohl in den
Teilen, die für die Region und die Provinz
„günstig” sind, als auch in jenen, die für diese
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„ungünstig” sind, gilt (siehe z.B. als eines der
ersten das Urteil 61/1958 und unter den neue-
ren das Urteil 229/2001).
Vergleicht man das Statut mit dem ursprüng-
lichen V. Titel, so stellt man einen ersten,
wichtigen Unterschied bei der Kompetenz-
verteilung zur Regelung der örtlichen Körper-
schaften zwischen Staat, Region und Provinz
fest.
Während nach der gewöhnlichen Regelung
die Gesetzgebungsbefugnis dem Staat zu-
kommt, ist diese im Falle von Trentino-Süd-
tirol der Region zugeordnet. Bis 1993 war die-
se Materie Gegenstand der so genannten kon-
kurrierenden Gesetzgebungsgewalt (die unter
anderem der weitreichenden Einschränkung
durch die grundlegenden Rechtssätze der staat-
lichen Gesetzgebung unterliegt) zugeordnet.
Sie ging aufgrund des Verfassungsgesetzes
2/1993 in den Bereich der sogenannten pri-
mären Gesetzgebungsbefugnis (in die schon
die „Gemeindeabgrenzungen” fielen) über,
was der Region einen größeren Aktionspiel-
raum brachte, da diese nicht mehr an die
grundlegenden Rechtssätze, sondern nur an
die großen wirtschaftlichen und sozialen Re-
formgesetze sowie an die allgemeinen Grund-
sätze der Rechtsordnung gebunden ist (und
natürlich an jene der Verfassung und des
Sonderstatuts). Wie bereits erwähnt, stehen
die Kontrollen der Gemeinden gemäß Art 54,
Nr. 5 des Statuts dem Landesausschuss zu.
Betrachtet man hingegen die Verwaltungsbe-
fugnisse der Gemeinden, so ist die wichtigste
Bestimmung des Statuts jene in Art. 18, die
besagt, dass sie mögliche Delegierungsnehmer
von Befugnissen der Region oder des Landes

sind. Schon am Beginn wurde hervorgehoben,
dass diese Norm die Rolle der Gemeinden nur
marginal gestaltet. Nicht nur, dass Art. 18
nicht von eigenen Befugnissen der kleinsten
örtlichen Körperschaften spricht, er geht viel-
mehr von der Annahme aus, Region und Land
könnten unterschiedslos einem Rechtsträger
Verwaltungsbefugnisse übertragen, umso
mehr als die Gemeinden auf dieselbe Ebene
mit Körperschaften, die keine Gebietskörper-
schaften sind, gestellt werden. Daraus geht
klar hervor, dass auch die Selbstverwaltung der
Südtiroler Gemeinden auf den allgemeinen
Bestimmungen des Art. 128 der Verfassung
gründete, der übrigens gemeinsam mit Art. 16
des Statuts auszulegen ist, dessen Tenor ein-
deutig der ist, Region und Land die Ausübung
ihrer Verwaltungsbefugnisse innerhalb jener
Sachgebiete und Grenzen zu überlassen, in-
nerhalb derer sie befugt sind, gesetzliche Be-
stimmungen zu erlassen.
Im Zusammenhang mit der Koordination
zwischen dem Art. 128 der Verfassung (den
Gemeinden stehen zur Erreichung der größt-
möglichen Autonomie eigene Befugnisse zu)
und den Artikeln 16 und 18 des Statuts (den
Regionen und Provinzen stehen Verwaltungs-
befugnisse zu, die an die Gemeinden delegiert
werden können) wurde ein Ausgleich durch
die Durchführungsbestimmung in Art. 15 des
DPR Nr. 526 vom 19. November 1987 (nach-
folgend abgeändert durch den Art. 2 des Le-
gislativdekrets Nr. 275 vom 28. Juli 1997) ge-
funden. In den Sachgebieten staatlicher Zu-
ständigkeit, sind die Verwaltungsbefugnisse,
die durch die allgemeinen Gesetze der Re-
publik den Gemeinden übertragen werden,
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gemäß Art. 128 der Verfassung, direkt den
Südtiroler örtlichen Körperschaften zuzuer-
kennen. Bei Sachgebieten, die in die Zustän-
digkeit der Region oder der Provinz fallen, ist
je nach der Kompetenzaufteilung durch Ge-
setze der Region oder der Provinz dafür zu sor-
gen, dass jene Bereiche festgelegt werden, in
denen die übertragenen Befugnisse und die
eventuellen Formen der Zusammenarbeit, die
für die Gemeinden auch verpflichtender Art
sein können, erfüllt bzw. verwirklicht werden
können. Es liegt klar zu Tage, dass die Durch-
führungsdekrete (ausgearbeitet von den
paritätischen Kommissionen der „Zwölf” und
der „Sechs”, in denen die kleineren örtlichen
Körperschaften nicht vertreten sind) vor allem
darauf abzielen, die Zuständigkeit der Region
und der Provinz so weit wie möglich zu ge-
währleisen, als wollte man ausschließen, dass
der Staat die Autonomie der Gemeinden „ge-
gen” die beiden größeren örtlichen Körper-
schaften ausweiten könnte indem den erstge-
nannten Verwaltungsbefugnisse von „aussch-
ließlich örtlichem Interesse” direkt zuerkannt
werden, so wie es der alte Art. 118, Abs. 1 der
Verfassung ermöglichte.
Was die Befugnisse betrifft, ist außerdem zu
unterstreichen, dass sogar Art. 18 des Statuts
nicht unbedingt als günstig für die Gemein-
den aufzufassen ist. Während dieser Artikel
bestimmt, dass die Region „in der Regel die
Verwaltungsbefugnisse ausübt, indem sie diese
… den Gemeinden überträgt” (außer den an-
deren Körperschaften auch den Provinzen),
ergibt sich aus dem zweiten Absatz, dass die
Provinzen „einige ihrer Verwaltungsbefugnisse
übertragen können”. Das Statut geht offen-

sichtlich davon aus, dass das Land die Verwal-
tungsbefugnisse, die es innehat, tatsächlich
selbst ausübt. Diese Ausrichtung ist im We-
sentlichen seit 1948 unverändert geblieben
(vgl. den ursprünglichen Art. 14), erscheint
inzwischen aber als ausgeprägt anachronis-
tisch. Aufgrund des ersten Statuts (Art. 4)
standen der Region umfangreiche und wichti-
ge Sachgebiete zu: Straßennetz und öffentliche
Bauten, Landwirtschaft, Forste und Natur-
parks, Jagd und Fischfang, Gesundheits- und
Krankenhausfürsorge, Fremdenverkehr …. Es
schien also noch gerechtfertigt zu sein, dass für
das Land – eine Körperschaft mit viel geringe-
ren Befugnissen – die Richtlinie der Verfas-
sung, der gemäß die eigenen Befugnisse den
Gemeinden zu übertragen seien, nicht gelten
sollte. Vielmehr sollte die Provinz zu den ört-
lichen Körperschaften gehören, denen die we-
sentlich besser „ausgestattete” Region Befug-
nisse übertragen konnte. Mit dem Statut von
1971-1972 hingegen wurde das Verhältnis
zwischen Region und Land vollständig umge-
kehrt. Die hier aufgezählten Sachgebiete gin-
gen in den Einflussbereich des Landes über
(siehe die Artikel 8 und 9). Welchen Sinn mag
es also noch haben, den Art. 18 des Statuts
unverändert beizubehalten? Dieser kann als
Vorwand dazu dienen, Verwaltungsbefugnisse
direkt beim Land zu belassen, im Gegensatz
also zur „autonomiefreundlichen” Richtlinie,
die sich aus Art. 5 der Verfassung ergibt (sowie
bis 2001, aus dem folgenden Art. 128).

5.2. Die Reform des V. Titels im Jahr 2001
betrifft nicht unmittelbar die Region Tren-
tino-Südtirol und die Provinz Bozen. Art. 116
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bestimmt weiter, dass die genannten örtlichen
Körperschaften über „besondere Formen und
Arten der Autonomie verfügen”, die sich in
den mit Verfassungsgesetz genehmigten Son-
derstatuten finden. Art. 10 des Verfassungs-
gesetzes 3/2001 hat freilich als Übergangslö-
sung festgelegt, dass („bis zur Anpassung der
jeweiligen Statuten”) „die Bestimmungen die-
ses Verfassungsgesetzes auch in den Regionen
mit Sonderstatut und in den Autonomen Pro-
vinzen Trient und Bozen Anwendung finden,
und zwar für die Teile, in denen Formen der
Autonomie vorgesehen sind, welche über die
bereits zuerkannten hinausgehen”.
Es fällt auf, dass die Übergangsbestimmung
keine Klarstellung enthält, ob und in welchem
Ausmaß der gestärkte Status der Gemeinden
auch für die Gemeinden der Regionen und
Provinzen mit Sonderstatut gilt. Wörtlich ge-
nommen scheint sich die Frage der Anwend-
barkeit der Bestimmungen des V. Titels zu den
kleineren lokalen Autonomien gar nicht zu
stellen, denn der genannte Art. 10 spricht
wohl nur von der Erweiterbarkeit der Reform
auf die Regionen und auf die Provinzen (hier
offensichtlich als Körperschaften verstanden)
und nicht innerhalb der Regionen oder Pro-
vinzen. So ausgelegt, würde Art. 10 des Ver-
fassungsgesetzes 3/2001 bedeuten, dass viele
Aspekte des neuen V. Titels für fünf Regionen
nur auf dem Papier bleiben würden, außer
man subsumiert sie unter den allgemeinen Au-
tonomiegrundsatz des Artikels 5 der Verfas-
sung. Die Gemeinden der Regionen mit Son-
derstatut würden keinen Nutzen aus Art. 114
der Verfassung ziehen, in welchem sie zu den
„begründenden” Körperschaften der Republik

gezählt werden. Die aufgezeigten Wider-
sprüchlichkeiten sind eine Bestätigung für die
Gründe dafür, dass im Laufe der Vorbe-
reitungsarbeiten für das Gesetz Nr. 131 vom
5. Juni 2003 („Bestimmungen zur Anpassung
der Rechtsordnung der Republik an das
Verfassungsgesetz Nr. 3 vom 18. Oktober
2001”) wiederholt, wenn auch erfolglos ver-
sucht wurde, eine Anpassung zur besseren
Auslegung von Art. 10 des Revisionsgesetzes
einzubauen. Man hätte zum Beispiel folgende
Präzisierung einfügen können: „In Bezug auf
die Befugnisse von Gemeinden, Provinzen
und Städten mit besonderem Status sind auch
in den Regionen mit Sonderstatut die
Normen des V. Titels des Zweiten Teils der
Verfassung anzuwenden” (so lautete ein von
ANCI-UPI-UNCEM vorgelegter Abände-
rungsantrag zu dem von der Regierung vorge-
legten Gesetzesentwurf zur Durchführung der
Reform, der dann der gemeinsamen Kon-
ferenz vom 6. Juni 2002 zur Stellungnahme
vorgelegt wurde. Im Laufe des Prüfverfahrens
wurden ähnlich lautende Vorschläge von eini-
gen Parlamentariern gemacht, die aber eben-
falls ohne Erfolg blieben).
Um die eben erwähnten irrationalen Folgen
zu vermeiden oder wenigstens zu mildern, wä-
re es zweckmäßig Art. 10 des Verfassungs-
gesetzes 3/2001 in dem Sinne auszulegen, dass
dieses Gesetz nicht darauf abzielt, alle Fragen
in Zusammenhang mit der Anwendbarkeit
des Reformgesetzes in den Regionen mit Son-
derstatut zu klären. Unbeschadet der Tatsache,
dass das Gesetz von 2001 grundsätzlich und
vollständig auf alle Regionen anzuwenden ist,
könnte der Übergangsregelung eine komple-
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xere Bedeutung zukommen. Einerseits könnte
diese als „Anpassungsklausel” die neuen Nor-
men anstelle der entsprechenden Bestimmun-
gen der Statuten zur Geltung bringen, sofern
sie für die Regionen weniger „günstig” sind.
Oder als Schutzklausel, so dass Artikel 10 ver-
hindern würde, dass durch die Ausweitung der
Reform Statutenbestimmungen aufgehoben
würden (oder von diesen abgewichen würde),
die bestimmte Kompetenzen oder Befugnisse
der Region oder der Provinz zuerkennen. In
diesem Sinne hat der Verfassungsgerichtshof
mit dem Urteil Nr. 48 von 2003 bestätigt,
dass Artikel 10 die primäre Zuständigkeit der
autonomen Region in der Materie der „Ord-
nung der örtlichen Körperschaften und der
zugehörigen Abgrenzungen” behält, obwohl
Art. 117, Abs. 2, Buchstabe p der Verfassung
dem Staat die Regelung in den Bereichen
„Wahlgesetzgebung, exekutive Organe und
grundlegende Befugnisse der Gemeinden, Pro-
vinzen und Städte mit besonderem Status” zu-
erkennt. Diesbezüglich wird der wichtige Hin-
weis formuliert, wonach die Beibehaltung der
regionalen Zuständigkeit „nach Sachgebieten”
auch die Beibehaltung der bereits vom Statut
gesetzten Einschränkungen bedeutet, so dass
Region und Provinz unter Einhaltung nur der
allgemeinen Grundsätze der Rechtsordnung
und der großen wirtschaftlichen und sozialen
Reformen eingreifen werden können.
Der neue V. Titel sollte für die Region und für
die Provinz in all jenen Fällen bindend sein, in
denen das Statut in einigen Bereichen eine all-
gemeine Gesetzgebungsbefugnis zuweist, ohne
dass in diesem Kontext zu Gunsten der beiden
größeren Körperschaften ausdrücklich be-

stimmte Gewalten und Befugnisse vorgesehen
werden. Aus welchem Grund sollten denn Re-
gion und Provinz bei der Ausübung ihrer Ge-
setzgebungsbefugnis die wandelbaren Grund-
sätze einhalten, die in der ordentlichen Ge-
setzgebung auf der Grundlage neuer und alter
rechtfertigender Titel vorhanden sind, anstatt
sich an jene grundlegenden Prinzipien zu hal-
ten, die auf der Ebene der Verfassungsgesetz-
gebung gesetzt worden sind? Anders gesagt,
und vorausgesetzt sie stehen nicht in Gegen-
satz zu diesbezüglichen Verfügungen des Sta-
tuts, stellen die neuen Verfassungsbestim-
mungen zu den Gemeinden - wie übrigens die
gesamte Verfassung und im Besonderen Art. 5
(wie der ursprüngliche Art. 128 der Ver-
fassung) – die Grundsätze und Kriterien dar,
nach denen sich (auch) Region und Provinz in
der Wahrnehmung ihres legislativen Ermes-
sensspielraums zu richten haben.

Es sei daran erinnert, dass der Verfassungsge-
richtshof, unter Bezugnahme auf den alten V.
Titel der Verfassung, bereits die Möglichkeit
hatte, die Gesetzgebungsbefugnis der Regio-
nen oder Provinzen, die auf einem Sonder-
statut gründen, mit der den Gemeinden zu-
kommenden Autonomie in Einklang zu brin-
gen. Dies ergab sich aus Art. 5 (und aus Art.
128 der Verfassung). Hier kann außer dem
erwähnten Urteil 2/1965, das Urteil Nr. 83
von 1997 ins Treffen geführt werden, das ein
diesbezügliches Gesetz des Trentino für verfas-
sungswidrig erklärt hat und den Grundsatz,
demzufolge „die Befugnis der Gemeinden über
die Raumordnung und Verwendung der eigenen
Flächen selbst zu entscheiden, nicht von den Re-
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gionen (oder Provinzen) als freie Gabe übertra-
gen werden kann, obwohl diesen die Übertra-
gung von Zuständigkeiten im Sachgebiet der
Raumordnung zukommt” auch auf die Auto-
nomien mit Sonderstatut ausgedehnt hat. Im
Gegenteil es handelt sich um „eine Befugnis
mit direkter Verankerung in Verfassungs-
bestimmungen, die grundsätzlich darauf zie-
len, die Selbstverwaltung der Körperschaften
innerhalb der Regionen zu gewährleisten. Dies
nicht nur gegenüber dem Staat, sondern auch
in den Beziehungen mit den Regionen, deren
Befugnisse in verschiedenen Sachgebieten –
besonders in der Raumordnung - niemals in
der Art auszuüben sind, dass die Selbstverwal-
tung der Gemeinden zunichte gemacht wür-
de”. In jüngerer Vergangenheit wurde eine
Verletzung der den örtlichen Körperschaften
in den Artikeln 5 und 128 der Verfassung

gewährten organisatorischen und finanziellen
Selbstverwaltung in einem Gesetz der Region
Sizilien festgestellt, in dem die Gemeinde-
bediensteten massiv aufgefordert wurden, in
Frühpension zu gehen, wobei die daraus resul-
tierenden wirtschaftlichen Lasten von den
Körperschaften selbst zu tragen gewesen wä-
ren (siehe das Urteil 314/2003, das auf den
Verfassungsnormen, die vor 2001 bestanden,
gründet).

5.3. Gewiss bleibt die Kontrolle der Verfas-
sungsmäßigkeit auch für die Selbstverwaltung
der Provinz Bozen-Südtirol ein Bollwerk, das
es ermöglicht, die neuen, für die kleineren ört-
lichen Körperschaften geltenden Bestimmun-
gen - innerhalb bestimmter Grenzen -  auch
gegenüber der Region oder der Provinz gel-
tend zu machen. Es wäre freilich irreführend

Mitglieder des Rates der Gemeinden bei Landeshauptmann Dr. Luis Durnwalder
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zu glauben, der Grundsatz der örtlichen
Selbstverwaltung könne zielgerecht durch
systematische Anrufung der Richter erfolgen,
denn – wie bereits unter Punkt 4 ausgeführt –
lässt auch der neue V. Titel dem Gesetzgeber
so manchen Vorwand offen, in die Organisa-
tion und die Befugnisse der Gemeinden ein-
zugreifen.
Wie schon in der Vergangenheit wird die Stär-
kung der Selbstverwaltung durch die Politik
erfolgen müssen, denn nur mit Formen der
Beratungen, der Abstimmungen und Einver-
nehmen mit den übergeordneten Verwal-
tungsebenen wird es den Gemeinden gelin-
gen, ihr Gewicht in die Waagschale zu werfen,
um ihre Argumente schon in der Phase der
Regelfestsetzung hören zu lassen (Argumente,
die für demokratische Selbstverwaltung, Frei-
heit, Mitentscheidung der Bevölkerung und
Effizienz der Dienste sprechen).

In dieser Perspektive erscheint der gegenwärti-
ge Wortlaut des Art. 81 des Statuts von beson-
derer Wichtigkeit. Die ursprüngliche Bestim-
mung (Art. 70, Abs. 2 des Statuts von 1948)
sah lediglich vor, dass die Region den Ge-
meinden „in außergewöhnlichen Fällen einen
„Ausgleichsbetrag” zur Erfüllung ihrer Funk-
tionen zur Verfügung stellen konnte. Der Aus-
nahmecharakter dieses Zuschusses (der zu La-
sten des Landes gestellt wurde) blieb im neuen
Statut von 1971 gemeinsam mit der Einseitig-
keit der Entscheidung über die Höhe des Zu-
schusses erhalten. 1989 wird dieser Ansatz
durch das Gesetz Nr. 386 vom 30. November
1989 grundlegend geändert, wodurch die Fi-
nanzierung über das Land die Regel wird und

somit diese zwischen dem Landeshauptmann
und einer einheitlichen Vertretung der Ge-
meinden zu vereinbaren ist. Diese Bestim-
mung, die im Gesamtbild der Regionen mit
Sonderstatut einmalig ist, führt somit das
Prinzip des Einvernehmens zwischen Gemein-
den und Land ein, und dies in Bezug auf einen
Aspekt der Selbstverwaltung (Bereich Finan-
zen), der Auswirkungen auf alle anderen nach
sich ziehen kann.
In dieselbe Richtung der Einbeziehung der
örtlichen Körperschaften in Entscheidungs-
prozesse, die sie selbst betreffen, zielt auch das
Landesgesetz Nr. 10 vom 11. Juni 2003, das
den Rat der Gemeinden einrichtet, der sich aus
sechzehn unter den Bürgermeistern des Lan-
des gewählten Mitgliedern zusammensetzt.
Den Vorsitz übernimmt der Präsident der re-
präsentativsten Gemeindenorganisation des
Landes (Art. 1). Der Rat gibt nicht nur Pflicht-
gutachten zu den Entwürfen von Verwal-
tungsmaßnahmen (Verordnungen und allge-
meine Verwaltungsakte) ab, sondern ist auch
zu den Gesetzesentwürfen zu befragen, „wenn
es sich um Sachgebiete eigener oder an die
Gemeinden übertragener Zuständigkeit han-
delt” (Art. 4). Der Vorsitzende des Rates der
Gemeinden hat außerdem das Recht, von der
für das Sachgebiet zuständigen Gesetzge-
bungskommission im Landtag angehört zu
werden. Sucht man nun die Schwächen des
Landesgesetzes 10/2003, so wird man bemer-
ken, dass die Natur eines einfachen Landesge-
setzes wahrscheinlich nicht gewährleistet, dass
die Pflicht der Anhörung des Rates im Laufe
des Gesetzgebungsverfahrens mit einer aus-
reichenden Sanktion geschützt ist. Ebenso er-
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scheint der Umstand kritikwürdig, dass ein
eventuelles negatives Gutachten des Rates
durch das Gesetzgebungsorgan überrollt wer-
den kann, ohne dass hierfür zumindest eine
qualifizierte Mehrheit vorgeschrieben wäre. Es
wäre wohl kleinlich, würde man vergessen,
dass es sich um die erste Verwirklichung eines
wichtigen Grundsatzes handelt. Ein negatives
Gutachten hätte jedenfalls ein nicht zu unter-
schätzendes politisches Gewicht, zumal es von
einem für diesen Zweck eingerichteten Organ
stammt und auf formal richtige Art bekannt

gemacht worden ist. Sicherlich wäre es besser
gewesen, den Rat mit einem „verstärkten” Ge-
setz, wie in Art. 47, Abs. 2 des Statuts (abgeän-
dert durch das Verfassungsgesetz 2/2001) vor-
gesehen, einzurichten. Was schließlich die
rechtlichen „Sanktionen” betrifft, kann nicht
ausgeschlossen werden, dass der Verfassungs-
gerichtshof in Zukunft seine Argumentations-
und Entscheidungstechniken verfeinern wird,
um jene Gesetze ins Visier zu nehmen, zu de-
nen nicht in geeigneter Weise Stellungnahmen
eingeholt werden.
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